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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Menschenrechtslage in Liby- 
en vor, und welche Maßnahmen hat sie im we- 
sentlichen in den letzten vier Jahren ergriffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 8. August 

Der Bundesregierung sind die sich auf die Menschenrechtslage in Libyen 
beziehenden Vorwürfe, wie sie etwa von „amnesty international" erho- 
ben werden, bekannt. Es trifft zu, daß die libysche Regierung aktive 
Regimegegner verfolgt. Sie müssen mit der Todesstrafe rechnen. Liby- 
sche Gerichtspraxis und Strafvollzug entsprechen nicht immer unseren 
rechtsstaatlichen Auffassungen. 

Die Bundesregierung benutzt ihre zur Regierung Libyens bestehenden 
Kontakte auch dazu, der libyschen Seite unsere eigene Rechtsauffas- 
sung zu verdeutlichen. 


2. Abgeordnete 

Frau 

Hollmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
insbesondere über Folterungen sowie grausame 
und entwürdigende Behandlung als Teil einer 
systematischen Unterdrückung in Libyen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhlus 
vom 8. August 

Es hat in der Vergangenheit in Einzelfällen - insbesondere im Zusam- 
menhang mit den Anschlägen der Opposition in Tripolis (8. Mai 1984) - 
öffentliche Hinrichtungen von Regimegegnern gegeben, die zur 
Abschreckung möglicher Nachfolge täter immer wieder im libyschen 
Fernsehen gezeigt worden sind. Über „Folterungen als Teü einer syste- 
matischen Unterdrückung" hat die Bundesregierung keine gesicherten 
Erkenntnisse. 


3. Abgeordnete 

Frau 

Holtmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Menschenrechtslage in 
Nordkorea vor, und welche Maßnahmen hat sie 
im wesentlichen in den letzten vier Jahren er- 
griffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 7. August 

Informationen erreichen die Bundesregierung praktisch nur über 
befreundete Regierungen, die ihre Kenntnisse vor allem auf Berichte von 
Überläufern aus Nordkorea in die Republik Korea stützen. Danach gehört 
Nordkorea zu den Ländern, in denen die Wahrung der Menschenrechte 
am geringsten gewährleistet ist. Eine Nachprüfung der Informationen ist 
nicht möglich. Wegen des Fehlens jeglicher amtlicher Beziehungen zu 
Nordkorea hat die Bundesregierung keine Möglichkeit, direkte Maßnah- 
men zu ergreifen. 
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4. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Menschenrechtslage in Süd- 
korea vor, und welche Maßnahmen hat sie im 
wesentlichen in den letzten vier Jahren er- 
griffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 7. August 

Die Bundesregierung hat in den letzten vier Jahren die Lage der Men- 
schenrechte in der Republik Korea aufmerksam und kritisch verfolgt. Sie 
hat in allen offiziellen Kontakten auf die Bedeutung der Wahrung der 
Menschenrechte für die Qualität der bilateralen Beziehungen und das 
internationale Ansehen der Republik Korea hingewiesen. Sie kann mit 
Befriedigung feststellen, daß die Regierung der Republik Korea - bei 
allen Schwierigkeiten, die die scharfe Konfrontation mit Nordkorea mit 
sich bringt - heute einen Kurs in Richtung Liberalisierung, Demokratisie- 
rung und Beachtung der Menschenrechte verfolgt. 


5. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung dazu, daß in 
Nordkorea neben Gefängnissen auch Konzen- 
trationslager mit vielen tausend Insassen errich- 
tet worden sind, von denen - wie das US-ameri- 
kanische Außenministerium berichtete - mittels 
detaillierter Luftaufnahmen acht mit etwa 
105 000 Insassen aufgeklärt werden konnten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 7. August 

Der Bundesregierung sind die aus amerikanischen und südkoreanischen 
Quellen stammenden Informationen über das Bestehen von Konzentra- 
tionslagern in Nordkorea bekannt. Die Angaben über Zahl der Lager und 
der Insassen sind nicht nachprüfbar. Sie muß davon ausgehen, daß die 
Informationen grundsätzlich zutreffen. Sie verurteüt dies, sieht jedoch 
mangels amtlicher Beziehungen zu Nordkorea keine Möglichkeiten der 
Einwirkung. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die in einem Artikel 
der französischen Zeitschrift „Reportages" De- 
zember 1983/Januar 1984 geäußerte Vermutung 
für wahrscheinlich, daß es in Sibirien noch deut- 
sche Kriegsgefangene gibt, und was tut die Bun- 
desregierung, um derartigen Vermutungen 
nachzugehen und um Gewißheit zu erlangen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 8. August 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte vor, die die in dem 
Artikel der französischen Zeitschrift „Reportages" Dezember 1983/ 
Januar 1984 geäußerte Vermutung, in der UdSSR würden noch deutsche 
Kriegsgefangene festgehalten, bestätigen. Behauptungen dieser Art wer- 
den immer wieder erhoben. Das Auswärtige Amt und der Suchdienst des 
Deutschen Roten Kreuzes sind ihnen jedesmal nachgegangen, wenn sie 
genügend präzise waren, um Nachforschungen über die zuständigen 
sowjetischen Stellen einzuleiten. In keinem dieser Fälle konnte bisher die 
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Behauptung, in der UdSSR würden noch deutsche Kriegsgefangene 
zurückgehalten, erhärtet werden. Es ist nicht auszuschließen, daß es sich 
bei den Personen, auf die sich der Artikel bezieht, um Sowjetbürger 
deutscher Nationalität handelt, die im Verlauf der Invasion der deutschen 
Wehrmacht während des Zweiten Weltkrieges umgesiedelt wurden und 
die deutsche Staatsangehörigkeit erhielten, möglicherweise auch zur 
Wehrmacht eingezogen worden sind, in den Kriegswirren jedoch wieder 
in sowjetische Hände fielen und nach Sibirien deportiert wurden. Die 
Sowjetunion nimmt diese Personen nicht als Kriegsgefangene, sondern als 
sowjetische Staatsbürger in Anspruch und erkennt ihre deutsche Staats- 
angehörigkeit nicht an. Die Bundesregierung setzt sich auch bei diesem 
Personenkreis für die Möglichkeit einer Ausreise im Rahmen der Fami- 
lienzusammenführung von Deutschen in der Sowjetunion ein, soweit ihr 
solche Wünsche bekannt werden. 


7. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Durch welche (n) Vertrag(snorm) und durch wel- 
che Kontrollen sind die US-Militärs an das gene- 
relle Waffentransportverbot in Artikel 26 Abs. 2 
GG (mit der jeweils möglichen Ausnahmegeneh- 
migung durch die Bundesregierung) gebunden, 
und wenn nicht, bedeutet dies, daß die deutsche 
Souveränität hierbei nach wie vor unverändert 
eingeschränkt ist? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 14. August 

Die im Bundesgebiet stationierten verbündeten Streitkräfte haben gemäß 
Artikel II NATO-Truppenstatut (BGBl. 1961 II S. 1183) das deutsche 
Recht zu beachten, darunter auch die Notwendigkeit der jeweiligen 
Zustimmung der Bundesregierung für die Beförderung von Kriegswaffen. 
Den Erfordernissen des Artikels 26 Abs. 2 GG ist hierdurch Rech- 
nung getragen. 


8. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zu Artikel 14 
„Nichtanwendung der Sicherungsmaßnahmen 
auf Kernmaterial, das bei nicht-friedlichen Tätig- 
keiten verwendet werden soll“ in dem Überein- 
kommen vom 5. April 1973 (Verifikations ab kom- 
men), welches am 20. Februar 1974 einstimmig 
vom Deutschen Bundestag verabschiedet 
wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 8.August 

Nach Artikel II NV-V verpflichtet sich jeder Nichtkernwaffenstaat, der 
Vertragspartei ist, Kernsprengkörper nicht herzustellen. 

Entsprechend Artikel III NV-V verpflichtet sich jeder Nichtkernwaffen- 
staat, der Vertragspartei ist, Sicherungsmaßnahmen anzunehmen, die 
ausschließlich dazu dienen sollen, zu verhindern, daß „Kernenergie von 
der friedlichen Nutzung abgezweigt und für Kernwaffen oder sonstige 
Kernsprengkörper verwendet“ wird. 

Demzufolge schließt die IAEO mit allen Mitgliedstaaten des Nichtver- 
breitungsvertrags in Ausführung von Artikel III Abs. 1 und Abs. 4 NV-V 
ein Übereinkommen entsprechend dem von der IAEO vorgesehenen 
Vertragsmuster (Dok. der IAEO INFCIRC/153 corr.), das Sicherungsmaß- 
nahmen für das gesamte Ausgangs- und besondere spaltbare Material 
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bei allen friedlichen nuklearen Tätigkeiten in dem jeweiligen Mitglied- 
staat vorsieht. Eine militärische, nicht explosive Nutzung von Kernmate- 
rial verbietet der Nichtverbreitungsvertrag nicht und demgemäß auch 
nicht das jeweilige Abkommen der IAEO mit einem Nichtkernwaffen- 
Mitgliedstaat des Nichtverb reitungs Vertrags. Das Verifikationsabkom- 
men der IAEO mit der Bundesrepublik Deutschland entspricht dem 
Abkommen nach INFCIRC 153. 


9. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß durch 
dieses Verifikationsabkommen das Kontrollver- 
fahren des Atomsperrvertrages entschärft wor- 
den ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 8. August 

Das Verifikationsverfahren entspricht den Kontrollvorschriften des Nicht- 
verbreitungsvertrags . 


10. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Ist es für die Bundesregierung offenkundig, daß 
mit dem Verifikationsabkommen vom 20. Febru- 
ar 1974 die Bundesrepublik Deutschland einem 
Vertrag beigetreten ist, der der Beschränkung 
auf eine sogenannte „friedliche" Verwendung 
der Atomenergie widerspricht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 8. August 

Seit Inkrafttreten des Nichtverbreitungsvertrags haben weltweit 77 Staa- 
ten die gleichen Kontrollvorschriften wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land übernommen und sind damit ihren Verpflichtungen aus dem Nicht- 
verbreitungsvertrag nachgekommen. 


11. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zu den derzeit 
sehr umstrittenen Forderungen, die in der Öf- 
fentlichkeit diskutiert werden, nach einer „euro- 
päischen Nuklearstreitmacht 11 ? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 7. August 

Die Bundesregierung befürwortet eine engere verteidigungspolitische 
Zusammenarbeit in Westeuropa mit dem Ziel einer Stärkung des europäi- 
schen Pfeilers im Atlantischen Bündnis. Dem dienen auch die Bemühun- 
gen für eine Belebung der Westeuropäischen Union. 

Die Schaffung einer europäischen Nuklearstreitmacht wäre Angelegen- 
heit derjenigen Staaten in Europa, die über Nuklearwaffen verfügen. 
Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es hierfür keine Pläne. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat auf die Herstellung und Verfügung 
über Nuklearwaffen verzichtet. Sie strebt eine Verfügungsgewalt über 
solche Waffen auch in Zukunft nicht an. Die Sicherheit der Bundesrepu- 
blik Deutschland wird durch ihre Mitgliedschaft im Atlantischen Bündnis 
gewährleistet. Der amerikanische Nuklearschirm bleibt für unsere 
Sicherheit unverzichtbar. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


12. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß noch im- 
mer in vielen Fällen die Erteilung eines Studen- 
tenvisums an ausländische Studienbewerber 
(unter anderem wegen der Notwendigkeit, bei 
der Polizeibehörde des gewünschten Aufent- 
haltsortes eine Unbedenklichkeitsbescheinigung 
einzuholen) so spät erfolgt, daß die Hochschulzu- 
lassung verfallen ist, weil der Einschreib etermin 
vom Bewerber nicht gewahrt werden kann, und 
wie gedenkt die Bundesregierung hier Abhilfe 
zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 8. August 

Nach Einführung der Sichtvermerkspflicht für Ausländer, die sich länger 
als drei Monate im Bundesgebiet aufhalten wollen, durch die 14. Ände- 
rungsverordnung zur Durchführungsverordnung zum Ausländergesetz 
(DVAuslG) vom 13. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1681) haben Bund und 
Länder Maßnahmen getroffen, um das Sichtvermerksverfahren für aus- 
ländische Studienbewerber zu beschleunigen. Insbesondere zur Verhin- 
derung von Fällen der von Ihnen geschilderten Art haben die Länder 
folgendes vorgesehen: 

Der Zulassungsbescheid zu einer Hochschule oder einem Studienkolleg 
wird nicht nur dem ausländischen Studienbewerber selbst, sondern 
zugleich auch der für seinen künftigen Aufenthaltsort im Bundesgebiet 
zuständigen Ausländerbehörde zugeleitet. Diese Zuleitung gilt als 
Antrag nach Nr. 19 der Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zu § 21 des 
Ausländergesetzes zur Erteüung einer Vorabzustimmung zur Sichtver- 
merkserteilung. Die Ausländerbehörde prüft den Antrag unter allgemei- 
nen ausländerrechtlichen Gesichtspunkten und übermittelt ihre Vorab- 
zustimmung zur Sichtvermerkserteüung der zuständigen Auslandsvertre- 
tung. Diese kann sodann dem ausländischen Studienbewerber unmittel- 
bar den Sichtvermerk erteüen, ohne den Sichtvermerksantrag zuvor 
nochmals der Ausländerbehörde für die nach § 5 Abs. 5 DVAuslG erfor- 
derliche Zustimmung zuleiten zu müssen. 

Durch dieses Verfahren ist sichergestellt, daß die Sichtvermerkspflicht 
ausländische Studienbewerber nicht daran hindert, rechtzeitig zum 
jeweiligen Einschreib etermin in das Bundesgebiet einzureisen. 


13. Abgeordneter 

Sielafl 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung genaue Informatio- 
nen darüber vor, in welchen Bundesländern und 
an welchen Müllverbrennungsanlagen Dioxin- 
messungen vorgenommen werden und welche 
Werte festgestellt worden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. August 

Die Bundesregierung ist darüber unterrichtet, daß in allen Bundesländern 
umfangreiche Messungen zur Entstehung von Dioxinen bei der Müllver- 
brennung durchgeführt werden oder beabsichtigt sind. Untersucht wer- 
den Dioxingehalte im Abgas und in den Rückständen (Stäube, Aschen, 
Schlacken) aus der Müllverbrennung. 
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Zur Zeit sind in der Bundesrepublik Deutschland 44 Müllverbrennungs- 
anlagen in Betrieb. In 28 Anlagen wurden Dioxinmessungen bereits 
durchgeführt, in weiteren 14 Anlagen laufen Messungen oder sind beab- 
sichtigt. 

Konkrete Meßergebnisse liegen der Bundesregierung nur von wenigen 
Anlagen vor. Die Meßwerte zeigen unterschiedliche Ergebnisse. Zum 
Teil liegen die gefundenen Konzentrationswerte um oder unterhalb der 
Nachweisgrenze. Die Auswertung der Messungen in den Bundesländern 
dauert an, eine vollständige Zusammenstellung der Meßergebnisse steht 
daher noch aus. 

Im Reingas wurden Konzentrationswerte für das 2,3,7,8-TCDD von 
0,16 bis 0,65 ng/cbm (Nanogramm pro Kubikmeter) gefunden. Was die 
Filterasche angeht, ergaben bisherige Messungen Konzentrationen von 
0,075 ppb bis 4 ppb (Mikrogramm pro Küogramm 2,3,7,8-TCDD). 

Die Streubreite der Meßwerte ergibt sich zum Teil aus unterschiedlichen 
Emissionsverhältnissen bei den betrachteten Müllverbrennungsanla- 
gen, zum Teil liegt eine Abhängigkeit von den jeweils angewandten 
Analyseverfahren vor. Die Vergleichbarkeit der Meßergebnisse ist daher 
eingeschränkt. 

Die Bundesregierung hat daher das Umweltbundesamt beauftragt, im 
Rahmen eines umfassenden Forschungsprogramms repräsentative Unter- 
suchungen auf Dioxinentstehung bei der Müllverbrennung durchzu- 
führen. 

14. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, an welchen 
Müllverbrennungsanlagen die Füterstäube auf 
PCB und HBC überprüft werden und an welchen 
Müllverbrennungsanlagen neben der Kessel- 
asche und den Schlacken auch die Abluft 
überprüft wird? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. August 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden bisher keine systematischen 
Untersuchungen auf PCB und HCB in Hausmüllverbrennungsanlagen 
durchgeführt. Lediglich an der Müllverbrennungsanlage Wuppertal wur- 
den 1979 orientierende Untersuchungen auf PCB vorgenommen. Die 
PCB-Gehalte im Abgas lagen unterhalb der Nachweisgrenze. 


15. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, auf welchen 
ehemaligen und noch in Betrieb befindlichen 
Mülldeponien Dioxinrückstände in welchen 
Werten festgestellt wurden? 


16. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteüen, wo in wel- 
cher Weise untersucht wird, ob Gefährdungen 
für die Bevölkerung von diesen Dioxinrückstän- 
den ausgehen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. August 

Soweit bekannt, wurden dioxinhaltige Produktionsrückstände in der Ver- 
gangenheit auf mehrere Sonderabfalldeponien sowie auf einer Mischde- 
poriie (vornehmlich Hausmüll) in Hamburg-Georgswerder abgelagert. 
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Bei den Sonderabfalldeponien handelt es sich um die Deponien Hohe- 
neggelsen (Niedersachsen), Gerolsheim (Rheinland-Pfalz) sowie Malsch 
und Karsau (Rheinfelden) in Baden-Württemberg. 

Rückstände aus der Abfallverbrennung mit eventuell geringen Dioxinge- 
halten wurden auf zahlreichen Hausmüll- und Sonderabfalldeponien 
abgelagert. Eine bundesweite Statistik darüber liegt nicht vor. 

Genaue Konzentrationen für das in den abgelagerten Produktionsabfäl- 
len enthaltene Dioxin sind nicht bekannt. 

Wichtig für die Abschätzung möglicher Gesundheits- und Umweltgefähr- 
dungen sind Konzentrationswerte für den Dioxingehalt in den Deponie- 
wässern (Oberflächen- und Sickerwässern). 

Messungen für die Deponie Malsch ergaben im Sickerwasser Konzentra- 
tionswerte (2,3,7,8-TCDD) von 4 ppt (Nanogramm pro Kilogramm) sowie 
im Schwimmschlamm von 7 ppb (Mikrogramm pro Kilogramm). Bei der 
Deponie Georgswerder wurden in der Öligen Phase der aussickernden 
Flüssigkeit 20 bis 50 ppb des 2,3,7,8-TCDD nachgewiesen. 

Nach bisherigen Erkenntnissen der zuständigen Landesbehörden ist eine 
akute Gefährdung der Bevölkerung über einen Schadstoffeintrag ins 
Grund- und Oberflächenwasser oder über die Luft (z. B. Staub) nicht 
gegeben. 

17. Abgeordneter Wer waren die sonstigen Reiseteilnehmer an der 

Kühbacher Asienreise des Bundesministers Dr. Zimmer- 

(SPD) mann, und aus welchen öffentlichen Kassen sind 

für diese Mitreisenden die Reisekosten und an- 
teiligen Flugkosten aufgebracht worden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 13. August 

Für den Bereich der Bundesregierung darf ich Bezug nehmen auf meine 
Antwort auf Ihre Fragen vom 13. Juni 1984 (Drucksache 10/1775, Nr. 24 
und 25). 

An der Reise haben darüber hinaus teilgenommen: 

Staatsminister Schmidhuber, Abgeordneter Klein (München), Stadtrat Dr. 
Gauweüer. 

Kosten sind der Bundesregierung hierdurch nicht entstanden. Die Flug- 
bereitschaft des Bundesministeriums der Verteidigung wurde nicht in 
Anspruch genommen. 


18. Abgeordneter Ist mit der Überleitung der Zuständigkeit Politi- 

Kühbacher sehe Bildung gleichzeitig auch die Aufsichts- 

(SPD) und Weisungsbefugnis des Angestellten Härdt 

für die Bundeszentrale für politische Bildung ge- 
geben, und soll damit die Bundeszentrale für 
politische Büdung direkt in die Pressearbeit des 
Bundesministers des Innern einbezogen 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 8. August 

Mit der Verlagerung des Aufgabenbereichs Politische Bildung und Ost- 
forschung aus der Abteüung „Vertriebene und Kultur" in die neugebil- 
dete Abteilung „Innenpolitische Grundsatzfragen" ist auch die Fachauf- 
sicht über die Bundeszentrale für politische Bildung auf die Abteilung 
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„Innenpolitische Grundsatzfragen" übergegangen. Wie ich Ihnen mit 
Schreiben vom 17. Juli 1984 - Z 6 - 006 100 - 001/65 - bereits mitgeteilt 
habe, hat die Einrichtung der neuen Abteilung zum Ziel, die das Bundes- 
ministerium des Innern betreffenden innenpolitischen Grundsatzfragen 
und andere abteilungsübergreifende Aufgaben zusammenzufassen. Dies 
gewährleistet eine bessere Koordinierung der vielschichtigen und ver- 
schiedenartigen Aufgaben des Bundesministeriums des Innern. Eine Ein- 
beziehung der Bundeszentrale für politische Bildung in die Pressearbeit 
des Bundesministeriums des Innern ist nicht beabsichtigt. 


19. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 

Schiatter an dem Beschluß festhält, die Bundesakademie 

(SPD) für öffentliche Verwaltung und die Bundesfi- 

nanzakademie gemeinsam in Brühl unterzu- 
bringen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 10. August 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner Sitzung 
am 24. Juni 1984 zugestimmt, daß von der Errichtung eines Neubaus für 
die Bundesakademie für öffentliche Verwaltung in Brühl Abstand 
genommen wird. Statt dessen soll die Liegenschaft des ehemaligen 
staatlichen Aufbaugymnasiums in Boppard vom Land Rheinland- Pfalz 
als Internatsgebäude erworben werden. 

Hinsichtlich des Neubaus für die Bundesfinanzakademie verbleibt es bei 
dem Standort Brühl. 

Maßgeblich für die Entscheidung, die Planung für die Bundesakademie 
für öffentliche Verwaltung zu ändern, waren vor allem finanzielle Erwä- 
gungen. Die jetzt vorgesehene Unterbringung bringt dem Bund Einspa- 
rungen von ca. 18 bis 10 Mülionen DM. 


20. Abgeordneter Bleibt es bei der Aussage der Bundesregierung 

Schiatter vom August 1983, daß mit dem Bau der Bundes- 

(SPD) akademien im Oktober 1985 begonnen werden 

kann? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 10. August 

Auf Grund dieser Entscheidung kann die bisherige gemeinsame Planung 
für Bundesakademie für öffentliche Verwaltung und Bundesfinanzakade- 
mie nicht mehr verwendet werden. Es ist die Aufstellung einer neuen 
Haushaltsunterlage-Bau für die Bundesfinanzakademie erforderlich. Der 
Baubeginn Oktober 1985 kann daher nicht mehr eingehalten werden. 


21. Abgeordneter 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Arbeiten die Sicherheitsbehörden der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Österreich 
bei der Bekämpfung des politischen Extremis- 
mus zusammen? 


22. Abgeordneter Gibt es zwischen ihnen Unterschiede bei der 

Müller Bewertung/Einschätzung des Neo-Nazismus? 

(Düsseldorf) 

(SPD) 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 13. August 

Ihre Fragen berühren den sehr empfindlichen Bereich der Kontakte 
unserer Sicherheitsbehörden zu ausländischen Nachrichtendiensten. Die 
Materie eignet sich - wofür ich um Verständnis bitte - nicht für eine 
Beantwortung auf diesem Wege. Die Rechte des Deutschen Bundestages 
werden insoweit durch die Unterrichtung der Parlamentarischen Kon- 
trollkommission gewahrt. 


23. Abgeordneter 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung bzw. den Sicherheits- 
behörden der Bundesrepublik Deutschland die 
Gründe mitgeteilt worden, aus denen die Sicher- 
heitsbehörden der Republik Österreich den briti- 
schen Staatsangehörigen David Irving ausge- 
wiesen haben, und aus welchen Gründen erfolg- 
te seine Abschiebung in die Bundesrepublik 
Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 13. August 

Nein, denn eine Überstellung, etwa auf Grund der deutsch-österreichi- 
schen Vereinbarung über die Übernahme von Personen an der Grenze 
vom 25. August 1961 (BA. 1961 Nr. 169), ist nicht erfolgt. 


24. Abgeordneter 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Welche Konsequenzen wurden aus dieser Ab- 
schiebung für das Recht von Herrn Irving gezo- 
gen, sich in der Bundesrepublik Deutschland 
aufzuhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 13. August 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundes waren insoweit schon deshalb 
keine Konsequenzen zu ziehen, weü das Aufenthaltsrecht ausländischer 
Staatsangehöriger in der Bundesrepublik Deutschland sich nach deut- 
schem Ausländerrecht bzw. nach dem Gemeinschaftsrecht der EG regelt, 
dessen Durchführung den Ausländerbehörden der Länder obhegt. 


25. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auf Grund der Erfah- 

Stiegler rungen, die aus den Flurunfällen der Bleikristall- 

(SPD) industrie in Altenstadt a. d. Waldnaab gewonnen 

worden sind, die Einbeziehung der Anlagen zur 
Herstellung von Glas einschließlich Glasfasern 
in die Störfallverordnung (12. Bundes-Immis- 
sionsschutzverordnung) prüfen und eventueh 
vorsehen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 14. August 

Nach Auskunft der zuständigen bayerischen Behörden sind Verursacher 
und Ablauf des Schadensereignisses bisher noch nicht bekannt. Die 
starken Vegetationsschäden deuten auf eine Freisetzung von Flußsäure 
hin. 
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Solange die Ursache nicht aufgeklärt ist, fehlt die zuverlässige Grundlage 
für die Entscheidung, ob die von Ihnen genannten Anlagen in die Stör- 
fall-Verordnung aufgenommen werden sollten. Ich gehe davon aus, daß 
der Freistaat Bayern nach Abschluß der Ermittlungen gegebenenfalls 
einen entsprechenden Vorschlag dem Bundesminister des Innern zulei- 
ten wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, den in 
den Kabinettsbeschlüssen vom 3. Juli 1984 an- 
gekündigten Kinderfreibetrag in Höhe von 
2 484 DM bei alleinerziehenden Elternteilen zu 
regeln - mit Halbteüung zwischen dem sorgebe- 
rechtigten und dem unterhaltszahlenden Eltern- 
teü oder ohne Halbteilung oder in sonstiger 
Weise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom S. August 

Die Bundesregierung beabsichtigt, eine Regelung vorzuschlagen, 
wonach der Kinderfreibetrag von 2 484 DM für Kinder dauernd getrennt 
lebender oder geschiedener Eltern sowie für nichteheliche Kinder beiden 
Elternteilen grundsätzlich je zur Hälfte gewährt wird. 


27. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ein 
alleinerziehender Elternteü mit einem Kind für 
den Fall, daß der Kinderfreibetrag halbgeteüt 
werden sollte, nach den Kabinettsbeschlüssen 
schlechter als nach geltendem Recht steht, weil 
bei ihm das Entfallen der Kinderadditive im Son- 
derausgabenbereich und das Entfallen des bis- 
herigen Kinderfreibetrags mehr ausmacht als die 
Hälfte des neu angekündigten Kinderfreibe- 
trags? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 8. August 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß ein alleinerziehender 
Elternteü mit einem Kind für den Fall, daß der Kinderfreibetrag halbge- 
teüt wird, nach den Kabinettsbeschlüssen schlechter gesteht wird. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. Beschluß des 
BVerfG vom 8. Juni 1977 - 1 BvR 265/75 -, BStBl. II 1977, 526) erscheint 
es unumgänglich, kindbedingte steuerrechtliche Regelungen getrennt 
lebenden, geschiedenen oder nicht verheirateten Eltern grundsätzlich je 
zur Hälfte zugute kommen zu lassen. Dieses Gebot konnte u. a. für die 
Kinderadditive bei den Vorsorgeaufwendungen (§ 10 EStG) und für die 
Kinderfreibeträge (§ 32 EStG) bisher aus verwaltungstechnischen Grün- 
den nicht erfüüt werden, so daß vorübergehend eine sachlich nicht 
gerechtfertigte sogenannte 150 v. H.-Regelung für diesen Personenkreis 
in Kauf genommen werden mußte. Diese Besserstellung des auch von 
Ihnen angesprochenen Personenkreises war aber von vornherein nur für 
eine Übergangszeit vorgesehen, bis die gebotene Halbteilung verwal- 
tungstechnisch durchgeführt werden kann (vgl. Begründung zum Regie- 


10 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkSdChS 10/1880 


rungsentwurf eines Steueränderungsgesetzes 1978, Drucksache 8/2116 
S. 9f. sowie Erste Beschlußempfehlung und Bericht des Haushaltsaus- 
schusses zum Entwurf eines 2. Haushaltsstrukturgesetzes, Drucksache 9/ 
971, S. 89). 

Ich halte es nicht für zulässig, der Erhöhung der Kinderfreibeträge den 
Wegfall von Vergünstigungen gegenzurechnen, die verfassungsrechtlich 
nicht gerechtfertigt sind. 


28. Abgeordnete 

Frau 

Matthaus-Maier 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß diese 
Schlechterstellung alleinerziehender Eltern für 
den Fall der Halbteilung auch nicht durch die 
Regelung des Steuerbereinigungsgesetzes 1985 
ausgeglichen wird, weil viele alleinerziehende 
Eltern von der dort vorgesehenen Kinderbetreu- 
ungskostenregelung wegen Überschreiten der 
Altersgrenze von 16 Jahren bzw. mangels nach- 
weisbarer Kinderbetreuungskosten bzw. wegen 
der zumutbaren Eigenbelastung überhaupt 
nichts haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 8. August 

Da die Bundesregierung nicht bestätigen kann, daß nach den Kabinetts- 
beschlüssen eine Schlechterstellung alleinerziehender Eltern für den 
Fall der Halbteilung von Kinderfreibeträgen eintritt, entfällt die Voraus- 
setzung für die Beantwortung dieser Frage. 


29. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 10. August 

Die einkommensteuerliche Behandlung von Musikkapellen und ihren 
Mitgüedern hängt von der Gestaltung im Einzelfall ab. Musikkapellen 
können zum Beispiel Körperschaften, Einzelunternehmen natürlicher 
Personen oder Personengesellschaften sein. Die Mitglieder können ihre 
Tätigkeit selbständig oder als Arbeitnehmer ausüben. Sie erzielen je 
nachdem Einnahmen aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger freiberufli- 
cher Tätigkeit oder aus nichtselbständiger Arbeit. 

Für Musikkapellen gibt es eine Reihe von steuerlichen Vergünstigungen. 
Vor allem können Musikkapellen gemeinnützig sein und damit alle mit 
der Gemeinnützigkeit verbundenen Vergünstigungen, wie weitgehende 
Freistellung von Steuern und Berechtigung zum Erhalt steuerbegünstig- 
ter Spenden, in Anspruch nehmen. Zu erwähnen ist auch, daß die 
Umsätze von Musikkapellen unter bestimmten Voraussetzungen von der 
Umsatzsteuer befreit sind (§ 4 Nr. 20 Umsatzsteuergesetz). 


Wie werden Musikkapellen und ihre Mitgüeder 
einkommensteuerlich behandelt, und wird die 
Bundesregierung zur Verbesserung der jetzigen 
Rechtslage eine Initiative ergreifen? 


Welche steuerlichen Vergünstigungen können 
Musikkapellen und ihren Mitgüedern auf Grund 
von bundesrechtüchen Regelungen eingeräumt 
werden, und denkt die Bundesregierung im Hin- 
bück auf die kulturefle Bedeutung der Musik- 
pflege hier an weitere Verbesserungen? 
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Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, weitere Steuervergünstigungen 
für Musikkapellen und ihre Mitglieder vorzuschlagen. 


31. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 


(FDP) 


Welche schutzbedürftigen Interessen der deut- 
schen Wirtschaft sprechen dafür, die Höchst- 
menge abgabenfreien Dieselkraftstoffes für Om- 
nibusse weiterhin auf dem gleichen niedrigen 
Niveau wie für Lastkraftwagen (derzeit 200 Li- 
ter) zu belassen? 


32. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 


(FDP) 


Unterstützt die Bundesregierung die „Neustäd- 
ter Beschlüsse" vom 31. Mai 1984, in denen die 
europäischen Verkehrsminister die steuerliche 
Freistellung des gesamten Tankinhaltes für den 
grenzüberschreitenden Omnibusverkehr und 
die Abschaffung der Mehrwertbesteuerung für 
Beförderungen im Ausland empfohlen haben, 
und wenn ja, wie will sie ihnen entsprechen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 15. August 

Bei einer steuerlichen Freistellung des gesamten Tankinhaltes für den 
gernzüberschreitenden Omnibusverkehr würde sich die Dieselkraftstoff- 
menge erhöhen, die unter Ausnutzung des Steuersatz- und Preisgefälles 
im Ausland erworben und im Inland verbraucht werden kann. Nachfra- 
geverluste für die inländischen Treibstofflieferanten und Tankstellen sind 
für diesen Fall, insbesondere in Grenznähe, zu erwarten. Allerdings 
würden Omnibusunternehmen entsprechende Kostenvorteüe entstehen. 

Die Verkehrsminister der Bundesrepublik Deutschland, Belgiens, 
Luxemburgs und der Niederlande haben am 31. Mai 1984 unterstrichen, 
daß Erleichterungen beim Grenzübergang der Omnibusse im innerge- 
meinschaftlichen Verkehr notwendig sind. Die Bundesregierung und die 
französische Regierung haben in dem Regierungsabkommen vom 
13. Juli 1984 über den schrittweisen Abbau der Kontrollen an der 
deutsch-französischen Grenze vereinbart, gemeinsam die Angleichung 
der Steuersätze für Dieselkraftstoff sowohl auf büateraler Ebene als auch 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften anzustreben. 

Zur umsatzsteuerlichen Behandlung ausländischer Omnibusse haben die 
beiden Regierungen ebenfalls eine gemeinsame Initiative vereinbart. Ihr 
Ziel ist es, die EG-Kommission zu veranlassen, nach Artikel 28 Abs. 5 der 
6. Umsatzsteuer-Richtlinie einen Richtlinienvorschlag vorzulegen, der die 
Erhebung der Umsatzsteuer für die grenzüberschreitende Personenbeför- 
derung innerhalb der Europäischen Gemeinschaften insgesamt im Aus- 
gangsland vorsieht. Die Einzelheiten werden zur Zeit mit der französi- 
schen Regierung abgestimmt. 


33. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Welchen Grad von Verbindlichkeit bzw. Zuver- 
lässigkeit hat die Terminzusage der Bundesre- 
gierung, nicht erst 1988, sondern bis zum 30. Ju- 
ni 1987 eine Rauchgasentschwefelungsanlage 
im Kraftwerk Buschhaus einzubauen, angesichts 
der beiden Vorbehaltserklärungen durch Staats- 
sekretär Dr. Tietmeyer vom Bundesfinanzmini- 
sterium während der Innenausschußsitzung am 
27. Juli 1984, wonach eine Zeitplanverkürzung 
unter dem besonderen Risiko stehe, daß es sich 
bei dieser Anlage um etwas handele, was in 
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dieser Form in der Welt überhaupt noch nicht 
gebaut worden sei, sondern bisher nur im Kon- 
zept vorliege und ein weiteres Risiko darin liege, 
daß diese Rauchgasentschwefelungsanlagen ge- 
nehmigt werden müssen, d. h. niemand könne 
genau sagen, ob im Genehmigungsverfahren 
nicht durch Einsprüche noch eine Zeitverzöge- 
rung ein treten werde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 13. August 

Nach eingehenden Verhandlungen mit der Braunschweigische Kohlen- 
Bergwerke AG (BKB) geht die Bundesregierung fest davon aus, daß die 
Rauchgasentschwefelungsanlage bis zum 30. Juni 1987 in das Kraftwerk 
Buschhaus eingebaut ist. Die BKB wird sich hierzu auch vertraglich 
verpflichten. 

Die Niedersächsische Landesregierung als Genehmigungsbehörde wird 
dafür Sorge tragen, daß die notwendigen immissionsschutzrechtlichen 
Verwaltungsverfahren termingerecht durchgeführt werden. 


34. Abgeordneter Soll gegebenenfalls trotz einer derartigen Vorbe- 

Dr. Wernitz haltsklausel der Bundesregierung bezüglich des 

(SPD) vorgezogenen Einbaus einer Rauchgasent- 

schwefelungsanlage für das Kraftwerk Busch- 
haus der Termin 30. Juni 1987 verbindlich blei- 
ben mit der Maßgabe, daß das Kraftwerk Busch- 
haus eventuell wieder abgeschaltet wird, wenn 
bis zum vereinbarten Termin die Rauchgasent- 
schwefelungsanlage nicht eingebaut worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 13. August 

Nach der Antwort auf die Frage 33 stellt sich für die Bundesregierung 
die Frage 34 nicht. 

35. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die Schwierigkeiten, 

Müntefering die sich aus dem seit 1. Juli 1984 neu geregelten 

(SPD) Treib Stoff ausweisverfahren durch Komplizie- 

rung und längere Wartefristen an den Grenzen 
ergeben, und ist sie bereit, diese Fehlentschei- 
dung durch eine vernünftigere Lösung zu er- 
setzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 15. August 

Durch die Anhebung der Tankfreimenge auf 200 Liter am 1. Juli 1984 und 
die gleichzeitige Abschaffung des verwaltungsaufwendigen Treibstoff- 
ausweisverfahrens sind keine neuen Kontrollen bei der Grenz abfertigung 
von Bussen oder Lastkraftwagen eingeführt worden. Der Inhalt der Treib- 
stofftanks wird - wie auch bisher - nur stichprobenweise überprüft. Das 
Abfertigungsverfahren ist daher nicht kompliziert worden. 

Der Bundesregierung ist allerdings bekannt, daß die Verfahrensumstel- 
lung in den ersten Julitagen vereinzelt zu Schwierigkeiten bei der Zollab- 
fertigung geführt hat. Diese Obergangsprobleme sind aber mittlerweile 
überwunden. 
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36. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, 
um die „mittelalterlichen" Zollformalitäten im 
grenzüberschreitenden Verkehr Deutsch- 
land — Italien einschließlich Transitverkehr 
Österreich mit Hilfe elektronischer Hilfsmittel zu 
vereinfachen, um damit einen schnelleren Ver- 
kehrsfluß zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 16. August 

Die Bundesregierung hält die derzeitigen Zollformalitäten im grenzüber- 
schreitenden Verkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Italien sowie insbesondere den Transit durch Österreich keineswegs für 
„mittelalterlich". Sie weist darauf hin, daß die dabei regelmäßig genutz- 
ten Versandverfahren die gleichen sind, die auch sonst bei der Beförde- 
rung innerhalb der EG (z. B. zwischen Frankreich und der Bundesrepu- 
blik Deutschland) gelten. Österreich und die Schweiz wenden diese 
Verfahren auf Grund eines Abkommens mit der EG ebenfalls an. 

Der Einsatz elektronischer Hilfsmittel, vor allem der Datenverarbeitung 
und -Übertragung, ist in diesem Bereich noch nicht möglich. Dazu bedarf 
es einer Harmonisierung in der EG bezüglich der insgesamt zu erfassen- 
den Daten und einer Vereinheitlichung der entsprechenden Dokumente. 
Wichtige Fortschritte sind hierzu bereits bei den Beratungen über das von 
der EG-Kommission vorgeschlagene Einheitsdokument erzielt worden. 
Die Bundesregierung hofft, daß die Beratungen zügig fortgeführt und 
bald zu einem Abschluß gebracht werden können. Damit würden wich- 
tige Voraussetzungen für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
auch mit der elektronischen Datenverarbeitung geschaffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

37. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die in den 

Weinholer letzten Jahren zunehmenden Porzellanimporte 

(SPD) aus Fernost in ihrer Auswirkung auf die hei- 

mische Porzellanindustrie und hier insbeson- 
dere auf die spezifischen Arbeitsplätze der baye- 
rischen Porzellanindustrie im Grenzland, und 
was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 13. August 

Da sich die Importe aus Fernost im wesentlichen auf Lieferungen aus 
Japan, Südkorea und Taiwan erstrecken, nehme ich an, daß Ihre Frage 
auf diese Läner abzielt. 

Die Einfuhr von Geschirrporzellan aus Japan ist noch kontingentiert. Es 
handelt sich dabei neben Beschränkungen für Steingutgeschirr und Isola- 
toren aus keramischen Stoffen um die einzige Kontingentierung im 
gewerblichen Bereich gegenüber einem Industrieland. Die Einfuhrkon- 
tingente für Geschirr mit typisch japanischem Dekor und Dekor euro- 
päischen Charakters, die auch Steingutgeschirr einschließen, waren 
1982 und 1983 nur zu 70 v. H. bzw. 54,5 v. H. ausgenutzt. 

Für Zierporzellan bestehen gegenüber Japan keine Einfuhrbeschränkun- 
gen. Klagen über japanische Einfuhren sind hier bisher allerdings nicht 
bekanntgeworden. 
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Gegenüber Südkorea und Taiwan ist die Einfuhr sowohl von Geschirr- als 
auch von Zierporzellan liberalisiert. Die Einfuhren aus diesen Ländern 
sind nach einem Rückgang im Jahre 1982 im Jahre 1983 wieder gestie- 
gen; ihr Anteil an der Inlandsproduktion ist mit 2 r 9 v. H. bzw. 1,7 v. H. 
nach wie vor gering. In den ersten fünf Monaten dieses Jahres sind z. B. 
die Einfuhren aus Südkorea mengenmäßig um 52,1 v. H. und wertmäßig 
um 41,9 v. H. zurückgegangen. Gleichwohl wird die Einfuhrentwicklung 
aus Südkorea und Taiwan vom Bundeswirtschaftsministerium auch wei- 
terhin beobachtet. Zu Maßnahmen, die über den gewährten Schutz für 
die Porzellanindustrie hinausgehen, sieht die Bundesregierung keinen 
Anlaß. 

Dies ist auch auf dem Hintergrund der allgemeinen Handelspolitik zu 
sehen. Ein möglichst unbehinderter internationaler Warenaustausch ist 
unverzichtbare Voraussetzung für unsere Exporte und für wirtschaft- 
liches Wachstum. Der vom Export abhängigen deutschen Industrie blei- 
ben ihre ausländischen Märkte nur erhalten, wenn auch der deutsche 
Markt für die Produkte der Partnerländer zugänglich ist. 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein Schutzpro- 

Weinhofer gramm für die heimische Porzellanindustrie zu 

(SPD) entwickeln, um dadurch ein Gegengewicht ge- 

gen die massive staatliche Förderung der Länder 
Ostasiens zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 13. August 

Der Bundesregierung sind konkrete Hinweise auf massive staatliche 
Förderung in den Ländern Ostasiens nicht bekannt; konkreten Hinwei- 
sen würde die Bundesregierung - wie auch bereits in anderen Fällen - 
unverzüglich nachgehen. Im übrigen setzt sich die Bundesregierung, u. a. 
im GATT, für eine stärkere Marktöffnung der Schwellenländer mit Nach- 
druck ein. 


39. Abgeordneter 

Schneider 

(Idar-Oberstein) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die technolo- 
gische Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepu- 
blik Deutschland unter besonderer Berücksichti- 
gung des Mittelstandes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. August 

Für die Messung der Wettbewerbsfähigkeit eines Landes beim Handel 
mit Gütern hoher Technologie gibt es keinen eindeutigen Indikator. In 
der letzten Zeit ist in verschiedenen Untersuchungen, so von OECD, der 
Deutschen Bundesbank sowie im Rahmen der Strukturberichterstattung 
1983 von den Instituten HWWA, IfO und IfW versucht worden, anhand 
unterschiedlicher Methoden zu fundierten Aussagen über die technologi- 
sche Wettbewerbsfähigkeit zu kommen. Die Ergebnisse dieser Untersu- 
chungen zeigen kein einheitliches Bild, sie lassen wichtige Strüktura- 
spekte des deutschen Exports außer acht und geben zum Teü Anlaß zu 
gewichtigen methodischen Einwänden. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat in einer kürzüch veröffentlichten Studie mit dem Titel „Hoch- 
technologien und internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft " ausführlich zu diesem Thema Stellung genommen. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die deutsche Wirtschaft auch bei Gütern 
mit hohem technischen Gehalt eine starke Position auf den Weltmärkten 
hat. Die traditionelle Stärke des deutschen Exportsortiments ist mit seiner 
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großen Breite des Angebots, besonders bei Investitionsgütern mit hohem 
technischen Niveau und mit einem intelligenten Einsatz von Hochtechno- 
logieprodukten in vielen Produktionsbereichen nach wie vor gegeben. 
Andererseits sind in einigen wichtigen Hochtechnologiebereichen 
Schwächen nicht zu übersehen, in denen die deutsche Industrie noch 
erhebliche Anstrengungen unternehmen muß, um bei dem weltweit 
raschen technischen Fortschritt mitzuhalten. 

Die Klein- und Mittelunternehmen haben sich immer als ein wichtiger 
Faktor im internationalen Wettbewerb gerade auch bei Gütern mit 
hohem technischen Gehalt erwiesen. Sie sind vielfach sogar Träger des 
technischen Fortschritts gewesen. Das hohe Maß an Flexibüität, Vielfalt 
und Kreativität von Klein- und Mittelbetrieben erlaubt es ihnen, auf 
Änderungen in der Weltnachfrage besonders elastisch zu reagieren. 

Die von der Bundesregierung eingeleitete Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen für mehr Investitionen und Innovationen stärkt auch die 
Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen. Dabei kommt 
insbesondere die eingeleitete Umorientierung der Forschungspolitik in 
Richtung auf eine Verstärkung indirekter Förderungsmaßnahmen dem 
spezifischen Charakter der Innovationstätigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen besonders entgegen. Die Bundesregierung wird nicht 
zuletzt wegen der Bedeutung des Innovationspotentials in den kleinen 
und mittleren Unternehmen ihre marktwirtschaftliche Politik stetig und 
verläßlich fortführen und auf diese Weise die Attraktivität von Selbstän- 
digkeit und Unternehmertätigkeit weiter erhöhen. 


Teüt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
im Juni und Juli abgeschlossene Tarif Vereinba- 
rungen mit Verkürzungen der Wochenarbeitszeit 
mit Lohnausgleich zusammen mit der Einfüh- 
rung tariflicher Vorruhestandsregelungen eine 
Minderung der realen Nettoerwerbseinkommen 
in den nächsten Jahren dann zur Folge haben 
könnten, wenn entsprechende Tarif ab Schlüsse 
in vielen anderen Tarifbereichen zustande kom- 
men und die Mehrbelastungen der Volkswirt- 
schaft zu einer strukturellen Steigerung der Le- 
benshaltungskosten führen sollten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 16. August 

Der zusätzliche Verteilungsspielraum einer Volkswirtschaft - das ist im 
wesentlichen der Produktivitätsfortschritt - kann grundsätzlich für Ein- 
kommen s Verbesserungen oder Arbeitszeitverkürzungen verwendet wer- 
den. Insofern mindert die Vereinbarung von Arbeitszeitverkürzungen 
den für Einkommensverbesserungen verbleibenden Spielraum. Die Stei- 
gerungen der Brutto- und Nettoerwerbseinkommen der beschäftigten 
Arbeitnehmer fallen geringer aus, als es ohne Arbeitszeitverkürzung 
möglich gewesen wäre. Die Entscheidung für weniger Arbeit ist damit 
gleichzeitig eine Entscheidung für weniger Einkommen bzw. weniger 
Einkommenszuwachs. Bei unveränderter Preisentwicklung bedeutet dies 
auch geringere Nettorealeinkommen. 

Ob Arbeitszeitverkürzungen darüber hinaus auf Grund von Preiseffekten 
eine zusätzliche Minderung der realen Nettoerwerbseinkommen zur 
Folge haben, hängt davon ab, ob die getroffenen Vereinbarungen insge- 
samt zu einem stärkeren Anstieg der Lohnstückkosten führen, als es bei 
Verzicht auf Arbeitszeitverkürzungen der Fall gewesen wäre und ob 
solche höheren Kosten auf die Verbraucherpreise überwälzt werden 
können. Die Lohnstückkosten ergeben sich aus dem Verhältnis von 
nominalem Lohnsatz und Produktivität. Diese ist aber Ergebnis des Wirt- 


40. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 
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schaftsprozesses und kann sich u. a. auch auf Grund getroffener Lohnver- 
einbarungen ändern. Eine verläßliche Prognose über die künftige Ent- 
wicklung der Produktivität ist aber wegen der Vielzahl möglicher Einfluß- 
faktoren kaum möglich. Insofern kann aus heutiger Sicht auch keine 
Aussage darüber getroffen werden, ob die bisherigen und etwaigen 
künftigen Vereinbarungen von Arbeitszeitverkürzungen zu einem 
höheren Anstieg der Lohnstückkosten und der Lebenshaltungskosten 
führen, als es ohne solche Vereinbarungen der Fall gewesen wäre. 


Welche Voraussetzungen hat die Bundesregie- 
rung geschaffen oder wird sie noch schaffen, um 
den Tankstellen - einschließlich der kleinen und 
der markenungebundenen - die rechtzeitige 
Umstellung auf bleifreien Kraftstoff zu ermögli- 
chen und dabei auch im ländlichen Raum eine 
ausreichende Dichte des Netzes von Bleifrei- 
Tanksteilen zu erreichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. August 

Die wichtigste Voraussetzung zur Einführung bleifreien Benzins haben 
Mineralölwirtschaft und Automobilindustrie durch Festlegung der DIN- 
Normen für bleifreies Normal- und Superbenzin selbst geschaffen. Der 
Bundesminister des Innern hat eine entsprechende Änderung der Ben- 
zinqualitätsangaben- Verordnung am 7. August 1984 verkündet. 

Wegen des scharfen Wettbewerbs auf dem Benzinmarkt ist mit einer 
raschen Ausweitung des Angebots von bleifreiem Benzin zu rechnen, da 
alle Benzinanbieter Absatzeinbußen möglichst vermeiden wollen. Die 
Mineralölwirtschaft hat bereits zugesagt, die Nachfrage nach bleifreiem 
Benzin bedarfsgerecht zu decken. 

Um dem Mittelstand den Ausbau seiner Tankstellen zu erleichtern, hat 
die Bundesregierung beschlossen, neben den generellen Mittelstandshil- 
fen des Bundes und der Länder, auch das ERP-Programm für derartige 
Investitionen zu öffnen. Damit könne bundesweit im Rahmen der Ansätze 
des ERP-Wirtschaftsplans Darlehen mit einem Zinssatz von derzeit 7 v. H. 
(Zonenrandgebiet 6 v. H.) zur Verfügung gestellt werden. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister für Verkehr in Abstimmung mit 
der Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen mbH für die 
272 Autobahntankstellen Vorbereitungen für eine zügige, stufenweise 
Umstellung auf bleifreies Benzin getroffen; die Umrüstung der ersten 
Tankstellen ist angelaufen. 

Außerdem hat die Bundesregierung Gespräche mit den Ländern aufge- 
nommen, um - unter Berücksichtigung des umweltpolitischen Stellen- 
wertes der Einführung von Katalysatorfahrzeugen und von bleifreiem 
Benzin - eine möglichst zügige Behandlung der Genehmigungsanträge 
zum Ausbau von Tankstellen sicherzustellen. 

Auf der Grundlage dieser Maßnahmen geht die Bundesregierung davon 
aus, daß bereits im Laufe des Jahres 1985 so viele Tankstellen für 
bleifreies Benzin ausgebaut oder umgerüstet werden, daß - auch im 
ländlichen Raum - ein ausreichend dichtes Netz von Bleifrei-Tanksteilen 


Wann und wo hat die Bundesregierung „3 bis 
3,5 v. H. Wachstum in diesem Jahr vorherge- 
sagt", wie Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg 
am 5. August 1984 in einem schriftlichen Inter- 
view (WELT am SONNTAG) erklärt hat? 


entsteht. 


42. Abgeordneter 
Esters 
(SPD) 


41. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 
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Welche die Bruttosozialprodukt-Schätzung um 
1 v. H. verändernden Auftrags- oder Produk- 
tionszahlen hatten die Bundesregierung veran- 
laßt, zu dem angefragten Termin eine von der im 
Jahreswirtschaftsbericht beschlossenen Jahres- 
projektionen - von 2,5 v. H. für 1984 - abwei- 
chende Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts 
vorherzusagen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 16. August 

Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg hat in dem von Ihnen erwähnten 
Interview in der WELT am SONNTAG nicht auf offizielle Voraussagen 
der Bundesregierung Bezug genommen, sondern die Vorstellungen wie- 
dergegeben, wie die in den Frühjahrsmonaten bis zum Beginn des 
Arbeitskampfes in der Metallindustrie bei vielen Beobachtern bestanden 
haben. 

Die Bundesregierung hatte im Jahreswirtschaftbericht 1984 dargelegt, 
daß sie in diesem Jahr eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung für 
erreichbar hält, bei der u. a. das Bruttosozialprodukt im Jahresdurch- 
schnitt das Vorjahresniveau um rund 2,5 v. H. real überschreitet. Viele 
Beobachter hielten dies seinerzeit für eine eher vorsichtige Projektion 
und rechneten selbst mit einer höheren Wachstumsrate, so z. B. die an der 
Gemeinschaftsdiagnose beteiligten wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute, die in ihrer Frühjahrsprognose von einem Wachstum 
von gut 3 v. H. ausgingen. Auch die Bundesregierung hielt unter 
bestimmten Bedingungen, die im Jahreswirtschaftbericht genannt sind, 
ein günstigeres Wachstumsergebnis durchaus für möglich. Zu den Bedin- 
gungen der Jahresprojektion gehörte u. a., daß es „ . . . zwischen den 
Tarifvertragsparteien zu keinen den Wirtschaftsablauf beeinträchtigen- 
den gravierenden Auseinandersetzungen kommt. " 

Die Bundesregierung hat allerdings zu keiner Zeit die projektierte 
Wachstumsziffer des Jahres Wirtschaftsberichts revidiert. Wegen der 
durch die Arbeitskämpfe entstandenen Unsicherheit über die weitere 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung unterblieb auch die sonst im späten 
Frühjahr turnusmäßig übliche Überprüfung der Prognose durch den 
interministeriellen Arbeitskreis „ Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzun- 
gen iJ . Der letzten Steuerschätzung vom Juni 1984 wurden daher noch- 
mals die Eckwerte der Jahresprojektion als gesamtwirtschaftliche Annah- 
men zugrunde gelegt. 


43. Abgeordneter 
Esters 
(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

44. Abgeordneter Trifft es zu, daß „Erzeuger", die am 2. April 1984 

Kolb eine Referenzmenge zugeteüt bekamen, diese 

(CDU/CSU) nicht als Müchrente verkaufen können, weil sie 

in der Zwischenzeit die Produktion eingestellt 
haben, ohne die Bewilligung zu besitzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 9. August 

Ja, das trifft zu. Für die Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der 
Milcherzeugung für den Markt ist nämlich gemäß den einschlägigen 
Rechtsakten der Gemeinschaft festgelegt, daß nur Erzeuger antragsbe- 
rechtigt sind, d. h. Landwirte, die 1983 und am Tag der Antragstellung 
Milch angeliefert haben. 
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45. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Weshalb gibt es für die Beurteilung außerge- 
wöhnlicher Ereignisse (Seuchenfälle bei Rin- 
dern) in den Bundesländern gegenüber Baden- 
Württemberg unterschiedliche Beurteilungen, 
die von unterschiedlichen Stellen bestätigt wer- 
den können? 


46. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Weshalb ist es in Baden-Württemberg - nicht in 
anderen Bundesländern dagegen - möglich, daß 
die Einberufung zur Bundeswehr, die eine nach- 
haltige Reduzierung der Milchmenge beinhalte- 
te, als Härtefälle berücksichtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 9. August 

Die Bundesregierung ist von Anfang an bemüht gewesen, die Durchfüh- 
rung der Garantiemengenregelung Milch bundeseinheitlich sicherzustel- 
len. Zu diesem Zweck haben mit den zuständigen Vertretern der Bundes- 
länder wiederholt Gespräche stattgefunden. 

In einzelnen Fragen, und dazu gehören auch die von Ihnen angesproche- 
nen, konnte ein einheitliches Vorgehen nicht herbeigeführt werden, weil 
Zweifel bestanden, ob die einschlägigen Rechtsakte der Gemeinschaft 
die vorgesehenen Vorgehen deckte. Die Bundesregierung hat deshalb 
unverzüglich die entsprechenden Fragen der EG-Kommission zur Stel- 
lungnahme übermittelt. Das Land Baden-Württemberg hat nach Aus- 
kunft seiner zuständigen Stelle keine Entscheidungen im Vorgriff auf die 
Beantwortung durch die EG-Kommission vorgenommen. 

Nach der heute eingegangenen Antwort der EG-Kommission kann die 
Einberufung zum Wehrdienst als „ Beruf sunfähigkeit" anerkannt werden. 
Eine Liste mit berücksichtigungsfähigen Viehseuchen im Sinne der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 857/84 habe ich den Bundesländern übersandt; es ist 
davon auszugehen, daß diese den Entscheidungen der zuständigen Lan- 
desstellen zugrunde gelegt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


47. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und in welchem Umfang sind 
die neuesten Erleichterungen im innerdeutschen 
Reiseverkehr in der DDR öffentlich bekanntge- 
macht worden, und entsprechen Form und Um- 
fang dieser Bekanntgabe dem Ergebnis der Ge- 
spräche zwischen der Bundesregierung und der 
Regierung der DDR? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 14. August 

Die von Staatsminister Dr. Jenninger am 15. Juli 1984 vor der Bundes- 
pressekonferenz mitgeteilten Erleichterungen sind von der DDR nicht 
öffentlich bekanntgemacht worden. Es bleibt abzuwarten, ob eine öffent- 
liche Verlautbarung von seiten der DDR noch erfolgen wird. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß die DDR bei 
ähnlichen Anlässen in der Vergangenheit uneinheitlich verfahren ist. 
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Während die Reiseerleichterungen vom Februar und Juli 1982 als Ver- 
ordnungsrecht ergangen und veröffentlicht worden sind, ist die Befreiung 
der Jugendlichen bis zum vollendeten 14. Lebensjahr vom Mindestum- 
tausch im Oktober 1982 ohne entsprechende Formalisierung erfolgt. 

Welche Gründe die Regierung der DDR bisher bewogen haben, von einer 
amtlichen Verlautbarung abzusehen, ist nicht bekannt. 

Tatsächlich werden die genannten Erleichterungen im Prinzip von der 
DDR seit dem 1. August 1984 praktiziert. Anlaufschwierigkeiten können 
allerdings erfahrungsgemäß nicht ausgeschlossen werden. 


48. Abgeordneter 
Schulze 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß jugendlichen Sportlern aus Berlin (West), die 
einer Delegation der Deutschen Sportjugend an- 
gehörten, die Einreise in die DDR verweigert 
wurde - zumal die DDR-Regierung dafür als 
Begründung anführt, daß Sportler aus Berlin 
(West), die gemeinsamen Reisegruppen aus dem 
übrigen Bundesgebiet angehören, bei Einreisen 
in die DDR nicht mehr von ihr akzeptiert 
würden? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 15. August 

Die Bundesregierung bedauert das Verhalten des FDJ-Reisebüros 
„Jugendtourist", vier Mitgliedern der Berliner Sportjugend, die an einer 
im Rahmen des innerdeutschen Jugendaustausches vereinbarten touristi- 
schen Gruppenreise nach Potsdam teilnehmen wollten, die Einreise zu 
verweigern. 

Bisher haben auch Berliner Jugendliche an Gruppenreisen innerhalb der 
touristischen Austauschprogramme mit der DDR teilgenommen. 


49. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die wünschenswerte Verbesserung der in- 
nerdeutschen Sportbegegnungen auch zum Ge- 
genstand eines Gesprächs mit dem Staatsrats- 
vorsitzenden der DDR, Honecker, bei dessen Be- 
such in der Bundesrepublik Deutschland im Sep- 
tember gemacht werden sollte, um so mehr als 
dem Jugend- und Sportaustausch zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR im 
Interesse eines erweiterten Kontaktes zwischen 
den Menschen im geteüten Deutschland ein be- 
sonders hoher Stellenwert zukommt? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 15. August 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß dem Jugend- und Sport- 
austausch zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR im 
Interesse eines erweiterten Kontaktes zwischen den Menschen im geteil- 
ten Deutschland ein hoher Stellenwert zukommt. 

Sie ist daher darum bemüht, auch für den Jugend- und Sportaustausch 
- unter Einbeziehung von Jugendlichen aus Berlin (West) - möglichst 
günstige politische Rahmenbedingungen in gegenwärtigen und künfti- 
gen Gesprächen und Verhandlungen mit der DDR zu schaffen. 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Ableh- 
nung der Regierung der DDR f im Gegensatz zu 
der Praxis im Sportaustausch der beiden deut- 
schen Sportbünde (Protokoll vom Mai 1974) und 
der Vereinbarung des Deutschen Bundesjugend- 
ringes mit der FDJ (September 1982) bei den 
jugendtouristischen Programmen der Deutschen 
Sportjugend (DSJ) in der DDR die Organisations- 
einheit der DSJ mit der Sportjugend von Berlin 
(West) nicht zu akzeptieren und die Teilnahme 
von Jugendlichen aus Berlin (West) in DSJ- 
Gruppen zu verweigern? 

Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 15. August 

Die Bundesregierung bedauert die Weigerung der FDJ und ihres Reise- 
büros „Jugendtourist“, Mitglieder der Deutschen Sportjugend (DSJ) aus 
Berlin (West) an jugendtouristischen Programmen im Rahmen des inner- 
deutschen Jugendaustausches in der DDR teilnehmen zu lassen. 

Sie hat Verständnis für das Verhalten der DSJ, unter diesen Umständen 
die vorgesehene Reise abzusagen, und solche Eingriffe in ihre Organisa- 
tionseinheit nicht hinzunehmen. 


50. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


In welcher Weise will die Bundesregierung die 
Deutsche Sportjugend (DSJ) bei den Bemühun- 
gen unterstützen, die mit der FDJ der DDR ver- 
einbarten jugendtouristischen Programme unter 
Einbeziehung von Sportjugendlichen aus Berlin 
(West) durchzuführen, und damit auch die Orga- 
nisationseinheit der DSJ mit der Sportjugend von 
Berlin (West) zu wahren? 


Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 15. August 

Im Einvernehmen mit der Deutschen Sportjugend (DSJ) und anderen am 
touristischen Jugendaustausch beteüigten Jugendverbänden ist die Bun- 
desregierung auf politischer Ebene darum bemüht, möglichst günstige 
politische Rahmenbedingungen für den innerdeutschen Jugendaus- 
tausch - unter Einbeziehung von Jugendlichen aus Berlin (West) - zu 
schaffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


52. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 

Pauli dem am 1. Juni 1984 vom Bundesminister für 

(SPD) Arbeit und Sozialordnung herausgegebenen 

Leitfaden zum Arbeitsförderungsgesetz, der laut 
Vorwort Arbeitnehmer und Arbeitgeber über die 
Möglichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes 
unterrichten soll, bei, wenn in Wirklichkeit die 
Arbeitsämter beispielsweise in Rheinland- Pfalz 
und Saarland, schon seit einigen Monaten über 
keine Mittel mehr verfügen, um Leistungen zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme zu bewüligen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 10. August 

Der Leitfaden zum Arbeitsförderungsgesetz unterrichtet allgemein über 
die gesetzlichen Möglichkeiten nach dem Arbeitsförderungsgesetz. 
Dabei werden sowohl die Leistungen dargestellt, auf die ein Rechtsan- 
spruch besteht, als auch die Kann- Leistungen. Bei den Leistungen zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme handelt es sich um Kann-Leistungen, 
auf die kein Rechtsanspruch besteht. Kann-Leistungen werden nur im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel gewährt. 

Im Haushalt 1984 der Bundesanstalt für Arbeit sind 270 Millionen DM für 
Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme vorgesehen. Im Haus- 
haltsplan 1983 waren 300 Millionen DM veranschlagt, von denen jedoch 
nur 227,6 Mülionen DM ausgegeben worden sind. Nach den Abrech- 
nungsergebnissen der Bundesanstalt für Arbeit sind im Haushaltsjahr 
1984 bis Ende Juli 1984 162 Millionen DM verausgabt worden. 

Von Ihrer Anfrage und der Antwort der Bundesregierung habe ich den 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit unterrichtet. 


53. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Wie ist nach der neuesten Erhebung die Einkom- 
mensschichtung der Bezieher von Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 10. August 


Von den - zuletzt Anfang Oktober 1983 ausgezählten - Leistungsbezie- 
hern erhielten monatlich 


unter 200 DM 
200 - 600 DM 

600 - 1 200 DM 
1 200 - 1 800 DM 
1 800 und mehr 


Arbeitslosengeld 

0,3 v. H. 

20,0 v. H. 

59.9 v. H. 

17.9 v. H. 

1,8 v. H. 


Arbeitslosenhilfe 

2.6 v. H. 

20,6 v. H. 

71,8 v. H. 

4.6 v. H. 

0,4 v. H. 


Einzelheiten ergeben sich aus den Übersichten, die in Nummer 1 der 
Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit 1984 (Seiten 52 ff.) 
veröffentlicht worden sind. 


Bei den monatlichen Leistungsbeträgen sind die Aufwendungen für die 
Kranken- und Rentenversicherung in Höhe von rund 50 v. H. der Lei- 
stungsbeträge nicht berücksichtigt. Darüber hinaus ist zu beachten, daß 
die Statistik in nicht unerheblichem Umfang Leistungen an Arbeits- 
lose erfaßt, die nur für Teilzeitbeschäftigungen zur Verfügung stehen 
oder Nebenverdienst erzielen oder die Einkommen haben, das bei der 
Bedürftigkeitsprüfung der Arbeitslosenhilfe berücksichtigt wird. 


54. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat nach den Erkenntnis- 
sen der Bundesregierung die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit von 40 auf 38,5 Stunden auf 
den Arbeitsmarkt bisher gehabt? 


55. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die unter- 
schiedlichen Auffassungen in der Öffentlichkeit, 
die einerseits eine steigende Rationalisierung 
und den Abbau von Arbeitsplätzen in den Betrie- 
ben, andererseits aber auch nennenswerte Neu- 
einstellungen vermerken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 13. August 

Die tarifvertraglich vereinbarte Verkürzung der Wochenarbeitszeit in der 
Metallindustrie und in einigen anderen Tarifbereichen hat bisher keinen 
Einfluß auf den Arbeitsmarkt gehabt. Die entsprechenden Vereinbarun- 
gen sind noch nicht in Kraft getreten. Mit Ausnahme der Eisen- und 
Stahlindustrie in Nordrhein-Westfalen und Bremen (ab 1. Oktober 1984) 
werden die Wochenarbeitszeitverkürzungen sogar erst nächstes Jahr 
(überwiegend ab 1. April 1985) wirksam. 

Unterschiedliche Auffassung in der Öffentlichkeit über die zukünftige 
Personalpolitik der Betriebe sind nach Ansicht der Bundesregierung 
darauf zurückzuführen, daß eine Fülle unterschiedlicher Faktoren auf die 
betrieblichen Personalentscheidungen einwirken. Neben den gesetzli- 
chen und tarifvertraglichen Rahmenbedingungen (u. a. über die Arbeits- 
zeit sowie Löhne und Gehälter) macht sich eine Reihe von Einflußgrößen 
bemerkar, die sich auch kurzfristig verändern können. Während die 
günstige Auftragslage in einigen Wirtschaftszweigen die Betriebe zu 
Neueinstellungen veranlaßt, überwiegen in anderen Bereichen mit Per- 
sonalabbau verbundene Rationalisierungen. Manchmal ist der Personal- 
abbau in einem Wirtschaftszweig auf wirtschaftlichen Strukturwandel 
zurückzuführen, manchmal führt der Strukturwandel zu Neueinstel- 
lungen. 

56. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung in Gesprächen mit den 
Spitzenverbänden der Krankenversicherer die 
Krankenkassen dazu gebracht, die Kosten für 
medizinische Hilfe bei Kraftfahrzeugunfällen im 
Transitverkehr von und nach Berlin (West) in 
voller Höhe zu erstatten oder wird sie vorschla- 
gen, die Reichsversicherungsordnung dahin 
gehend zu ändern, daß auch die in Einzelfällen 
auftretende Kostendifferenz für medizinische 
Behandlung nach Kraftfahrzeugunfällen im 
Transitverkehr von und nach Berlin (West) zu 
erstatten ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 14. August 

Die Spitzenverbände der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
haben mitgeteüt, daß sie prüfen, ob die Kosten für ärztliche Hilfe bei 
Kraftfahrzeugunfällen auf den Transitstrecken von und nach Berlin 
(West) von den Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung in voller 
Höhe übernommen werden können. Die Meinungsbüdung hierzu sei 
noch nicht abgschlossen, aber in Kürze zu erwarten. Die Bundesregie- 
rung läßt der Selbstverwaltung den Vorrang und sieht daher derzeit 
keinen Anlaß zu einer Änderung des geltenden Rechts. 


57. Abgeordneter 
Werner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Sozialpartnern zu verdeutlichen, daß angesichts 
der begrenzten Möglichkeiten des Staates zur 
Verbesserung des Familienlastenausgleichs Ar- 
beitnehmer im wesentlichen den Unterhalt ihrer 
Familien aus ihrem Erwerbseinkommen bestrei- 
ten müssen, dieser Notwendigkeit die Arbeits- 
zeitregelungen entsprechen sollten, soweit nicht 
durch familienbezogene Lohn- und Gehaltszu- 
schläge den besonderen Belangen der Famüien 
Rechnung getragen wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 

Die Bundesregierung hat am 4. Juli 1984 umfangreiche Verbesserungen 
des Familienlastenausgleichs beschlossen. Kernstück ist ein Erziehungs- 
geld von 600 DM, das ab 1. Januar 1986 für die ersten zehn Monate eines 
neugeborenen Kindes und ab 1. Januar 1988 für ein ganzes Jahr gezahlt 
werden soll. Gerade dieses Erziehungsgeld wird es Müttern und Vätern 
erleichtern, Familie und Arbeitswelt noch besser als bisher in Einklang zu 
bringen. Deshalb sieht die Bundesregierung zur Zeit keine Notwendig- 
keit, an die Tarifvertragsparteien zu appellieren, entweder familienge- 
rechtere Arbeitszeitregelungen mit dem Ergebnis höherer Familienein- 
kommen zu schaffen oder wieder familienbezogene Lohn- und Gehalts- 
zuschläge einzuführen. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß die 
Tarifvertragsparteien nach dem Kriege in dem Maße, wie die staatliche 
Familien- und Kindergeldpolitik entwickelt wurde, zugleich die familien- 
lohnbezogenen Komponenten des Tarifsystems fast vollständig beseitigt 
haben. Heute gilt der Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit. 
Das Lohngefüge, vom Öffentlichen Dienst abgesehen, berücksichtigt 
grundsätzüch nur noch die tatsächlich erbrachte Leistung, ohne darauf 
abzustellen, ob der betreffende Arbeitnehmer eine Familie ernährt oder 
alleinerziehend ist. 

Die Bundesregierung wird demnächst Vorschläge zur arbeitsrechtlichen 
Erleichterung der Teilzeitarbeit im Rahmen eines Gesetzentwurfs zur 
Beschäftigungsförderung vorlegen, die auch als Beitrag zur Verbesse- 
rung der finanziellen Lage der Familie in den Fällen angesehen werden 
können, in denen verheiratete Mütter oder Alleinerziehende nur einer 
zeitlich begrenzten Erwerbstätigkeit nachgehen können und müssen. 


58. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Ist geplant, im Zusammenhang mit der beabsich- 
tigten Einordnung des Rechts der gesetzlichen 
Rentenversicherung in das Sozialrecht auch das 
Fremdrentengesetz einzubeziehen? 


59. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Notwen- 
digkeit einer NovelÜerung des Fremdrentenge- 
setzes im Hinblick auf die immer wieder auftre- 
tenden Probleme bei der Berechnung der Alters- 
rentenansprüche von Spätaussiedlern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, im Zusammenhang mit der 
Einordnung der gesetzlichen Rentenversicherung auch das Fremdrenten- 
gesetz in das Sozialgesetzbuch einzuordnen. Es ist allerdings vorgesehen, 
bei dieser Gelegenheit verschiedene Vorschriften des Fremdrentengeset- 
zes zu novellieren. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen dieser Novelherung auch prüfen, 
ob sich vermeidbare Unzuträglichkeiten bei der Rentenberechnung erge- 
ben und wie sie gegebenenfaüs beseitigt werden können. 


60. Abgeordnete 

Frau 

Schoppe 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Rundverfügung Nr. 71/84 vom 18. Juni 1984 des 
Landesarbeitsamtes Nordrhein-Westfalen, wo- 
nach (Ziffer 3) Erziehern, Sozialarbeitern sowie 
Sozial- und Heilpädagogen, die nach Abschluß 
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ihres Studiums ein einjähriges Berufspratikum, 
in welchem sie auch Beiträge zur Arbeitslosen- 
versicherung abführen, kein Arbeitslosengeld 
oder -hilfe mehr erhalten sollen, dem geltenden 
Recht entspricht? 


61. Abgeordnete 

Frau 

Schoppe 

(DIE GRÜNEN) 


Wenn ja, wie erklärt sie dies unter Berücksichti- 
gung der Tatsache, daß das Berufspraktikum 
(Anerkennungsjahr) anders als z. B. in der ein- 
phasigen Juristen- oder Lehrerausbüdung erst 
nach Abschluß des Studiums und Exmatrikula- 
tion absolviert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 

Studenten, die während ihres Studiums ein Berufspraktikum absolvieren, 
sind beitragsfrei nach dem Arbeitsförderungsgesetz. Eine solche Beschäf- 
tigung begründet deshalb keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe. Wird das Berufspraktikum dagegen - wie es bei Sozial- 
arbeitern, Sozial- und Heüpädagogen in Nordrhein-Westfalen vorge- 
schrieben ist - nach Abschluß des Studiums geleistet, so ist der Praktikant 
beitragspflichtig nach dem Arbeitsförderungsgesetz. Zeiten dieser 
Beschäftigung können deshalb einen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe begründen. 

Inzwischen verfährt das Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen entspre- 
chend. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


62. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(CDU/CSU) 


Wurde die Gesellschaft für Markt- und Mei- 
nungsforschung mbH CONTEST-CENSUS mit 
einer Befragung von Soldaten über die Pläne zur 
Beseitigung des Verwendungsstaus beauftragt 
(angebliche amtliche Registrier-Nr. bei FüS I 6: 
1/176/84)? 


63. Abgeordneter Aus welchen Gründen und mit welchem 

Dr. Wittmann Kostenaufwand geschah dies gegebenenfalls? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 10. August 

Die CONTEST-CENSUS Gesellschaft für Markt- und Meinungsfor- 
schung mbH ist mit der Durchführung einer schriftlichen Befragung von 
1 000 Offizieren zum Problem und zu möglichen Lösungen der unaus- 
gewogenen Altersstruktur in der Laufbahn der Offiziere des Truppen- 
dienstes beauftragt worden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat sich zu diesem Vorgehen ent- 
schlossen, weil die Folgen der unausgewogenen Altersstruktur die Ein- 
satzbereitschaft der Truppe dadurch gefährden, daß die notwendigen 
Verwendungsflüsse, insbesondere in den einsatzwichtigen Führungs- 
funktionen, gegenwärtig nicht mehr gewährleistet und Offiziersanwärter 
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alsbald nicht mehr strukturgerecht eingestellt werden können. Damit 
würde bereits jetzt ein Fehl an Zugführern und Kompaniechefs für die 
Zukunft programmiert, obwohl noch genügend Bewerber vorhanden 
sind. Darüber hinaus muß ein Ausweg aus der wiederkehrenden Folge 
von Stau, übergroßen Zurruhesetzungsraten und erneutem Stau gefun- 
den werden, auch um auf dem schwierigen Personalmarkt der neunziger 
Jahre ein attraktiver Wettbewerber bleiben zu können. 

Die einzig sachgerechte Lösung, nämlich die Schaffung einer befristeten 
Möglichkeit der freiwilligen vorzeitigen Zurruhesetzung von bis zu 1 500 
Offizieren des Truppendienstes aus den überbesetzten Jahrgängen, muß 
auf die Akzeptanz der Betroffenen stoßen, wenn sie Erfolg haben soll. Die 
Bedingungen für eine hinreichend attraktive Ausgestaltung lassen sich 
nur durch die Befragung eines repräsentativen Querschnitts der 
potentiell Betroffenen ermitteln. Um von vornherein jedem Anschein 
einer Beeinflussung zu begegnen, wurde ein vom Bundesverteidigungs- 
ministerium unabhängiges Institut mit der Durchführung der Umfrage 
beauftragt. 

Daneben hat das Sozialwissenschaftliche Institut der Bundeswehr eine 
mündliche Erkundungsbefragung bei 58 Offizieren durchgeführt, deren 
Zielrichtung allerdings mehr auf das Umfeld des Problems abstellt. 

Die Kosten für die Umfrage durch CONTEST-CENSUS belaufen sich auf 
ca. 35 000 DM. 

Von welcher ziviler oder rmlitärischer US-Stelle 
(z. B. Botschaft, NATO-Militärs o. ä.) ist die Bun- 
desregierung davon unterrichtet worden, daß auf 
einem US-Müitärgelände in der Nähe von Stutt- 
gart Kriegsmaterial für sogenannte afghanische 
Widerstandskämpfer bereitgestellt, von allen 
amerikanischen Aufschriften „gesäubert“, in 
spezielles, stoßdämpfendes Material und in 
leichte, wasserdichte, stählerne Versandkisten 
verpackt und als Sendung für eine religiöse Or- 
ganisation nach Oman am Persischen Golf ver- 
schickt wird, und wann ist dieser Waffentran- 
sport im Sinne von Artikel 26 Abs. 2 GG 
(„Kriegswaffen dürfen . . . nur mit Genehmigung 
der Bundesregierung . . . befördert werden“) 
genehmigt' worden (vgl. Bericht der TIME, 
11. Juni 1984, S. 10 bis 13)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 10. August 

Wie von amerikanischer Seite versichert wird, ist der von Ihnen ange- 
sprochene Pressebericht vom 11. Juni 1984 unwahr. 

Grundsätzlich gilt, daß bei Maßnahmen alliierter Streitkräfte, die von 
deutschem Boden aus in Regionen außerhalb des NATO-Bündnisgebie- 
tes erfolgen, die Zustimmung der Bundesregierung notwendig ist. 
Dadurch ist den Erfordernissen des Artikels 26 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes Rechnung getragen. 

65. Abgeordnete Welche Funktion hat die Bundesmarine in dem 

Frau ab August oder September 1984 stattfindenden 

Gottwald gemeinsamen Manöver mit der US-Marine in 

(DIE GRÜNEN) der Karibik (es nimmt zum Beispiel der Zerstörer 

„Mölders“ teü), und in welchem Zusammenhang 
steht diese Manöverbeteiligung mit dem Vertei- 
digungsauftrag der Bundeswehr? 


64. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 13. August 

Seit 1968 ist jeweils eine Einheit der Marine der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Zerstörer oder Fregatte) Teilnehmer an STANDING NAVAL 
FORCE ATLANTIC (STANAVFORLANT) . Die Hauptaufgabe dieses mul- 
tinationalen Marineverbandes besteht darin, die Geschlossenheit der 
NATO auf Hoher See sichtbar zu machen und so zur Erhaltung des 
Friedens beizutragen. 

Zur Zeit gehört der Zerstörer „Lütjens" zu diesem Verband. Die 
STANAVFORLANT wird in der zweiten Hälfte August aus dem nord- 
europäischen Seeraum über den Nordatlantik in die Gewässer vor der 
Ostküste Nordamerikas verlegt. Dort wird der Verband im Rahmen der 
Ausbildung und zur Erhaltung seiner Einsatzfähigkeit im September an 
einem NATO-Manöver teünehmen. 

Der Zerstörer „Mölders" wird nach Abschluß einer zweijährigen Werft- 
zeit eine Ausbildungsreise zu Ausbüdungsplätzen der amerikanischen 
Marine durchführen. Ausbüdungsreisen dieser Art sind für die in den 
Vereinigten Staaten von Amerika beschafften Einheiten erforderlich und 
finden seit Anfang der siebziger Jahre statt. Zu den Ausbüdungseinrich- 
tungen, die routinemäßig angelaufen werden, gehören unter anderem 
auch Guantanamo (Kuba) und Roosevelt Roads (Puerto Rico). Die Ausbil- 
dungsreise der „Mölders" ist von Ende August bis Mitte Dezember 1984 
vorgesehen. Die Atlantiküberquerung wird aus Ausbildungsgründen 
zusammen mit den Einheiten der STANAVFORLANT durchgeführt. 

Die Einsätze beider deutscher Einheiten tragen dem Auftrag der deut- 
schen Marine in besonderem Maße Rechnung. Es werden sowohl die 
Solidarität der NATO verdeutlicht als auch Ausbüdungsstand der Besat- 
zungen und Einsatzfähigkeit der Schiffe auf das für eine glaubhafte 
Verteidigungsbereitschaft erforderliche Maß gebracht. 


66. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Ist daran gedacht, bei der Flugbereitschaft der 
Bundesregierung in Kürze eine „Typenbereini- 
gung" vorzunehmen, und welche Maschinen 
stehen in diesem Zusammenhang zur Auswahl? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 13. August 

Die Planung für den Lfz-Park der Flugbereitschaft hat zum Ziel, eine 
bedarfsgerechte, aufgabenbezogene und ausgewogene Transportflotte 
zu schaffen. Damit verbunden ist der Auftrag zu einer Typenbereinigung, 
um die Vielfalt von sechs Lfz-Mustern (UH-1D, Do-28 D2, HFB-320, 
Jetstar, VFW 614 und B-707) zu verringern. 

Planungspriorität hat der Ersatz der drei Jetstar und sechs HFB-320, die 
alterungsbedingt störanfällig und unwirtschaftlich sind sowie über 
geräuschstarke Triebwerke mit hohem Kraftstoffverbrauch verfügen. 
Außerdem entsprechen Kapazität und Reichweite dieser Flugzeuge nicht 
dem heutigen Bedarf. 

Diese neun Flugzeuge sollen 1985/86 durch sieben moderne Luftfah- 
zeuge eines Musters mit je 16 Sitzplätzen und einer Reichweite von ca. 
4 500 Kilometer ersetzt werden. 

Nach Marktsichtung und eingehender Bewertung sind die CHALLENGER 
CL 601 von Canadair, die Gulfstream III von Gulfstream Aerospace und 
bedingt die Falcon 50 von Dassault in die engere Wahl gekommen. 

Die Musterauswahl wird in nächster Zeit getroffen. 
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Ferner ist beabsichtigt, das Muster VFW 614 auszusondern, dessen Mate- 
rialerhaltungkosten nach der Produktionseinstellung — vor allem durch 
die Triebwerksinstandhaltung bei Rolls Royce - überaus stark angestie- 
gen sind. Die drei VFW 614 der Flugbereitschaft sind die einzigen Flug- 
zeuge dieses Typs im allgemeinen Luftverkehr. 

Sie sollen bedarfsgerecht durch drei Flugzeuge mit 70 bis 80 Sitzplätzen 
und ca. 4 000 Kilometer Reichweite ersetzt werden. 

Diesbezügliche Überlegungen werden derzeit konkretisiert. Die Realisie- 
rung hängt wesentlich von den verfügbaren Haushaltsmitteln ab. 

Auch die vier UH-ID-Hubschrauber entsprechen nicht mehr dem heuti- 
gen Standard. 

Ein instrumentenflugtauglicher Hubschrauber mit ca. zwölf Sitzen wäre 
der geeignete Ersatz, um sowohl Verbindungs- und Zubringeraufgaben 
als auch Einsätze im Kurzstreckenbereich zu übernehmen und so im 
Rahmen einer weiteren Typenbereinigung auch die geräuschstarken Do- 
28 D2 bei der Flugbereitschaft zu ersetzen. Eine Neubeschaffung ist im 
Zuge des Halbgenerationswechsels Lufttransport/SAR- Hubschrauber 
vorgesehen. 

Für den Langstreckenflugbetrieb ist weiterhin der Einsatz der vier B-707 
geplant. Maßnahmen zur Verringerung der Lärmemission werden zur 
Zeit erörtert. 

Die angestrebte Typenreduzierung von sechs auf vier Lfz-Muster trägt 
insbesondere auch der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit im Betrieb 
sowie der Reduzierung des personellen und materiellen Aufwandes 
Rechnung. 


67. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Ist es nach geltender Rechtslage möglich, daß die 
zuständigen Behörden im Falle der Ableistung 
freiwilliger Wehrübungen bei der Bundeswehr 
auch Bundestagsmitgliedern eine Entschädi- 
gung nach dem Unterhaltssicherungsgesetz ge- 
währen, und wenn ja, ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß bei einer anderweitigen ge- 
setzlichen Regelung der Unterhalt von Abgeord- 
neten, die sich einer Wehrübung unterziehen, 
nicht ausreichend gesichert ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 10. August 

Wehrpflichtige, die eine Wehrübung leisten, erhalten nach dem Unter- 
haltssicherungsgesetz eine Entschädigung für das ihnen infolge des 
Wehrdienstes entfallene Einkommen. 

Wer keinen wehrdienstbedingten Einkommensausfall nachweisen kann, 
kann einen Mindestbetrag geltend machen. Diese Leistung entspricht in 
etwa der Besoldung, die einem Berufs- oder Zeitsoldaten gleichen Dienst- 
grades zusteht, abzüglich des Betrages, den der Wehrübende als Wehr- 
sold erhält. 

Die Unterhalts Sicherung ist kein unverzichtbarer Anspruch. Sie wird nur 
auf Antrag gewährt, d. h. sie wird nicht automatisch gezahlt. 

Diese gesetzliche Regelung gilt ohne Einschränkung auch für Abgeord- 
nete, die eine Wehrübung leisten. Eine Änderung der Rechtslage scheint 
nicht notwendig zu sein. 
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68. Abgeordneter 

Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Hat sich der israelische Staatssekretär für Vertei- 
digung, Menachem Meron, im Mai zu geheimen 
Gesprächen mit Verteidigungsminister Dr. Wör- 
ner in Bonn aufgehalten und ist in diesen Ge- 
sprächen über die gemeinsame Produktion von 
„konventionellen Superwaffen" verhandelt wor- 
den (siehe Bericht DER SPIEGEL vom 14. Mai 
1984 Nr. 20, S. 14)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 13. August 

Der Staatssekretär im israelischen Verteidigungsministerium General 
a. D. Meron stattete in der Zeit vom 2. Mai bis 4. Mai 1984 dem Bundes- 
ministerium der Verteidigung einen offiziellen Besuch ab. Äußerer Rah- 
men und Ablauf des Besuchs entsprachen dem üblichen Protokoll. Staats- 
sekretär Meron führte dabei Gespräche mit seinen Gastgebern über 
Fragen von gemeinsamem Interesse. Eine „gemeinsame Produktion von 
konventionellen Superwaffen' " wurde nicht besprochen, geschweige 
denn „verhandelt". 


69. Abgeordneter Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 

Schily rung veranlaßt, die vor zwei Jahren abgebroche- 

(DIE GRÜNEN) ne Zusammenarbeit mit dem israelischen Vertei- 

digungsministerium wiederaufzunehmen, und 
welche Ziele verfolgt sie dabei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 13. August 

Kontakte zwischen den Streitkräften des Staates Israel und der Bundes- 
wehr bestehen seit längerer Zeit. Sie wurden zu keiner Zeit abgebrochen; 
sie dienen im wesentlichen dem Austausch von Erfahrungen. 


70. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


Wie sind im Vergleich zu den Belastungen der 
Bundesrepublik Deutschland durch militärische 
Flugbewegungen in einem Flächen-Belastungs- 
faktor (Quadratküometer der Bundesrepublik 
Deutschland/Zahl der militärischen Flugbewe- 
gungen) und einem Bevölkerungs-Belastungs- 
faktor (Einwohner der Bundesrepublik Deutsch- 
land/Zahl der militärischen Flugbewegungen), 
wenn man jeweüs als Belastungsfaktor 100 an- 
nimmt, die entsprechenden ungefähren Bela- 
stungsfaktoren unserer NATO-Partner durch 
mütärische Übungsflüge über ihrem Territo- 
rium? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 16. August 

Der Bundesregierung liegen auswertbare Angaben im Sinne Ihrer Frage- 
stellung nicht vor. 

Die Eigenart des militärischen Flugbetriebes sowie die darauf einflußneh- 
menden Faktoren wie Flugwetter, Übungserfordernisse und Verkehrs- 
lage führen zu Belastungsmustern, die ständigem Wechsel unterliegen 
und örtlich wie zeitlich sehr unterschiedlich auftreten. 
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71. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Wie hoch ist der ungefähre Anteil der militäri- 
schen Übungsflüge einschließlich der Tiefflüge 
der Bundesluftwaffe, die bereits jetzt außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland absolviert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 16. August 

Die Luftwaffe benötigt zur Erfüllung ihrer fliegerischen Ausbüdungs-/ 
Einsatzprogramme ca. 178 000 Flugstunden pro Jahr. 

Hiervon werden etwa 117 000 Flugstunden über eigenem Gebiet geflo- 
gen, während ca. 59 000 Flugstunden über ausländischem Territorium 
abgewickelt werden. 

Dies bedeutet einen Anteü von 34 v. H. vom Gesamtflugaufkommen der 
Luftwaffe. 


72. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Wie hoch ist der ungefähre Anteü der müitäri- 
schen Übungsflüge einschließlich der Tiefflüge 
der Bundesluftwaffe sowie der allüerten Luft- 
streitkräfte, deren Übungszweck auch durch Flü- 
ge außerhalb des bundesdeutschen Territoriums 
erreicht werden könnte? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch entsprechende bilaterale bzw. bünd- 
nisinterne Vereinbarungen künftig die Zahl der 
militärischen Übungsflüge einschließlich der 
Tiefflüge verstärkt in Bereiche außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland zu verlagern, die 
zu einer Minderung der Belastung in der Bun- 
desrepublik Deutschland führen, ohne dadurch 
die Bevölkerungsbelastung anderer Staaten 
durch Flüge der Bundesluftwaffe zu erhöhen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 16. August 

Ausgehend allein vom Übungszweck würde sich ein höherer Anteil an 
Auslandsverlagerung beim militärischen Flugbetrieb der Luftwaffe 
ermitteln lassen. Die hohen Anforderungen der NATO an die Präsenz von 
Luftstreitkräften setzen dieser Mögüchkeit jedoch eine Grenze (70 v. H. 
der Kampfverbände müssen kurzfristig verfügbar sein). 


73. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


74. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Wie hoch ist die Zahl der registrierten Arbeitslo- 
sen, die wegen Arbeitslosigkeit eine zu geringe 
oder gar keine Arbeitslosenunterstützung be- 
kommen und deshalb laufende Hüfen zum Le- 
bensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz 
bekommen? 
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75. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Wie hoch ist die Summe, die dafür im ersten 
Halbjahr 1984 von den Sozialhilfeträgern auf ge- 
wendet werden mußte? 


76. Abgeordneter Wie hat sich dieses seit 1982 entwickelt? 

Kirschner 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Aus den amtlichen statistischen Unterlagen über Sozialhilfeleistungen 
lassen sich Ihre Fragen nicht beantworten. Der Sozialhilfeaufwand ist in 
der Sozialhilfestatistik nicht nach Ursachen der Hüfegewährung geglie- 
dert. Die Sozialhüfestatistik weist lediglich die Zahl der Haushalte aus, 
deren Hüfebedürftigkeit auf den Verlust eines Arbeitsplatzes als Haupt- 
ursache zurückzuführen ist. Darüber hinaus ist die Zahl der Haushalte 
erfaßt, die sowohl Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe als auch Hilfe 
zum Lebensunterhalt beziehen. Nach der Jahresstatistik der Sozialhüfe 
erhielten 1982 insgesamt 969 195 Haushalte laufende Hilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Bundessozialhüfegesetz. Darunter befanden sich 
158 731 Haushalte (= 16,4 v. H.), bei denen der Verlust des Arbeitsplat- 
zes Hauptursache der Hüfegewährung war. 

93 258 (= 9,6 v. H.) Haushalte bezogen neben der laufenden Hüfe zum 
Lebensunterhalt auch Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe. (Eine 
genaue Aufgüederung ist nicht möglich, weü die Statistik nicht zwischen 
angerechnetem Einkommen aus Arbeitslosengeld und aus Arbeitslosen- 
hüfe trennt.) 

Jüngere statistische Daten - für 1983 bzw. für das erste Halbjahr 1984 - 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 


77. Abgeordneter 

Grunenberg 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Feststel- 
lungen des Sachverständigenausschusses der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) auf der 
70. Internationalen Arbeitskonferenz 1984, der 
die Heranziehung von Asylsuchenden, die dem 
Arbeitsaufnahmeverbot unterliegen, zu gemein- 
nützigen und zusätzlichen Arbeiten, dann als 
Zwangsarbeit ansieht, wenn ihnen im Falle der 
Weigerung die Hilfe zum Lebensunterhalt ge- 
kürzt oder ganz vorenthalten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Die Bundesregierung sieht in der Heranziehung von Asylbewerbern zu 
gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeiten und einer damit eventuell 
verbundenen Kürzung oder Versagung der Hüfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundessozialhilfegesetz keinen Verstoß gegen das Verbot der 
Zwangsarbeit nach dem Übereinkommen 29 über Zwangs- oder Pflicht- 
arbeit vom 28. Juni 1930. 

Zweck der im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes angebotenen Gele- 
genheiten zu gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit ist es, die Arbeitsfä- 
higkeit und -bereitschaft auch im Hinblick auf eine künftige Erwerbstä- 
tigkeit zu fördern. Zugleich wird damit die sich aus dem Nachrang der 
Sozialhüfe ergebende Verpflichtung zum Einsatz der Arbeitskraft kon- 
kretisiert. Das güt aus dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller 
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Sozialhilfeempfänger auch für Asylbewerber, die aus rechtlichen Grün- 
den an einer Arbeitsaufnahme gehindert sind. Diese Auffassung hat der 
Gesetzgeber mit Inkrafttreten des 2. Haushaltsstrukturgesetzes seit dem 
1. Januar 1982 in § 18 Abs. 2 Satz 2 des Bundessozialhilfegesetzes be- 
kräftigt. 

Auf die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Oktober 
1983 - 5 C 67.82 - wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 


78. Abgeordneter 

Grunenberg 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die bisherige 
Praxis mit der Rechtsauffassung der ILO in Ein- 
klang zu bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Die Bundesregierung sieht unter Berücksichtigung der in der Antwort zu 
Frage 77 geschilderten Rechtslage keinen Anlaß, aus der Bemerkung des 
Sachverständigenausschusses rechtliche Konsequenzen zu ziehen. 

Im übrigen ist der Sachverständigenausschuß ein mit der Überwachung 
der Durchführung des Übereinkommens befaßtes Gremium der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation. Die Bemerkung des Sachverständigenaus- 
schusses kann daher nicht als „Rechtsauffassung der ILO" verallgemei- 
nert werden. 


79. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Aussage von 
Bundesfamilienminister Geißler bestätigen, der 
am 6. Juni 1984 im zuständigen Fachausschuß 
erklärt hat, daß über die Gewährung von Mitteln 
der Bundesstiftung „Mutter und Kind" keine 
staatlichen Vergabeausschüsse, sondern die Be- 
ratungsstellen „vor Ort" zu entscheiden hätten, 
oder ist es richtig, daß die Arbeit der Beratungs- 
stellen durch die Bundesstiftung keineswegs 
vermehrt wird und daß die eigentliche Verwal- 
tungsarbeit vom Vergabeausschuß der Landes- 
stiftung getragen wird, da die Gelder der Bun- 
desstiftung in die Landesstiftung einflössen, wie 
der rheinland-pfälzische Sozialminister nach 
einem Zeitungsbericht behauptet hat? 


80. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der weiteren Aus- 
sage des rheinland-pfälzischen Sozialministers, 
daß das Verfahren für die Vergabe von Mitteln 
der Bundesstiftung in Rheinland-Pfalz das glei- 
che sein werde, wie es bisher für die Gewährung 
der Landesmittel angewandt worden ist (also 
durch den Vergabeausschuß), nicht einen Wider- 
spruch zu den Intentionen des Bundesfamilien- 
ministers, wonach die Mittelvergabe möglichst 
schnell „vor Ort" zu erfolgen habe, und wenn ja, 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, daß die Hilfen der 
Stiftung „Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" möglichst 
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schnell und unbürokratisch den werdenden Müttern zugute kommen 
sollen; vielfach wird dies dadurch erreicht, daß die Entscheidungen vor 
Ort durch die Beratungsstellen getroffen werden, wie dies auch in der 
Begründung zu § 3 des Errichtungsgesetzes zum Ausdruck kommt. 
Dementsprechend sehen auch die an die Zuwendungsempfänger gerich- 
teten Empfehlungen der Bundesstiftung eine Entscheidung durch die 
Beratungsstellen vor. 

Allerdings sind auch andere Verfahren denkbar und zulässig. Zuwen- 
dungsempfänger sind ausschließlich Einrichtungen - das sind vielfach 
Stiftungen — in den Ländern, die keine hoheitlichen Befugnisse wahrneh- 
men. Bei den Beratungen im Bundesrat (vgl. auch Empfehlung des 
Bundesrats, Drucksache 312/84) wurde mit Zustimmung der Bundesre- 
gierung klargestellt, daß die Richtlinien über die Vergabe und Verwen- 
dung der Stiftungsmittel ausschließlich das Verhältnis der Bundesstiftung 
zu den Zuwendungsempfängern betreffen. 

Die Bundesregierung hat außerdem der Auffassung des Bundesrates 
zugestimmt, daß bestehende Strukturen in den Ländern soweit wie mög- 
lich genutzt werden sollen (vgl. Begründung zu § 3 - Drucksache 10/ 
1369). Im übrigen dürfte auf den Verwaltungsaufwand ohne großen 
Einfluß sein, ob die Beratungsstellen die Anträge auf Hilfeleistungen 
lediglich bis zur Entscheidungsreife bearbeiten oder auch die Zahlung 
veranlassen. In keinem Fall wirken bei der Vergabe von Stiftungsmitteln 
staatliche Vergabeausschüsse mit. 

Das Land Rheinland-Pfalz nutzt über die Stiftung „Mutter und Kind - 
Schutz des ungeborenen Lebens' 1 bestehende Strukturen im Land. Dies 
ist zulässig. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
die Bundesregierung zugesagt, in ca. zwei Jahren einen Bericht über die 
bis dahin gewonnenen Erfahrungen vorzulegen. Dabei wird auch auf die 
im Zusammenhang mit der Vergabe der Mittel stehenden Fragen einge- 
gangen werden können. 


81. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststel- 
lung des Sachverständigenausschusses der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO), daß die 
im Bundessozialhüfegesetz vorgesehene „ge- 
meinnützige und zusätzliche Arbeit" von Sozial- 
hilfeempfängem gegen das „Zwangsarbeits- 
übereinkommen" verstoße? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Die Bemerkung des Sachverständigenausschusses der Internationalen 
Arbeitsorganisation bezieht sich nur auf die Heranziehung von Asylbe- 
werbern zu gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeiten und nicht allge- 
mein auf Sozialhilfe empfänger. 

Die Bundesregierung sieht in der Heranziehung von Asylbewerbern zu 
gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeiten nach dem Bundessozialhüfe- 
gesetz keinen Verstoß gegen das Verbot der Zwangsarbeit nach dem 
Übereinkommen 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930. 

Zweck der im Rahmen des Bundessozialhüfegesetzes angebotenen Gele- 
genheiten zu gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit ist es, die Arbeitsfä- 
higkeit und -bereitschaft auch im Hinblick auf eine künftige Erwerbstä- 
tigkeit zu fördern. Zugleich wird damit die sich aus dem Nachrang der 
Sozialhüfe ergebende Verpflichtung zum Einsatz der Arbeitskraft kon- 
kretisiert. Das güt aus dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller 
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Sozialhilfeempfänger auch für Asylbewerber, die aus rechtlichen Grün- 
den an einer Arbeitsaufnahme gehindert sind. Diese Auffassung hat der 
Gesetzgeber mit Inkrafttreten des 2. Haushaltsstrukturgesetzes seit dem 
1. Januar 1982 in § 18 Abs. 2 Satz 2 des Bundessozialhilfegesetzes be- 
kräftigt. 

Auf die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Oktober 
1983 - 5 C 67.82 - wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 


82. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundes- 
sozialhüfegesetz dahin gehend zu ändern, daß 
eine Verletzung des „Zwangsarbeitsüberein- 
kommens 11 ausgeschlossen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 10. August 

Aus den in der Antwort zu Frage 81 angeführten Gründen sieht die 
Bundesregierung keinen Anlaß, die Bestimmungen über die Hilfe zur 
Arbeit im Bundessozialhüfegesetz zu ändern. 


83. Abgeordneter 
Dr. George 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Minderungen des Einsparungsvolu- 
mens nach den 1983 eingeführten Einkommens- 
grenzenregelungen beim Kindergeld rechnet die 
Bundesregierung, wenn entsprechend ihren Ab- 
sichtserklärungen in Verbindung mit der ge- 
planten Weiterentwicklung des steuerlichen Fa- 
milienlastenausgleiches ab 1986 von denjenigen 
Einkommensgrenzen ab, die zu stufenweisen 
Minderungen der Höchstbeträge des Kindergel- 
des führen, das Ausmaß der Kindergeldkürzun- 
gen zwecks Vermeidung unvertretbarer einkom- 
mensnivellierender Effekte gegenüber derzeit 
50 v. H. des zusätzlichen Nettoeinkommens re- 
duziert wird und möglicherweise außerdem der 
einkommenssteuerrechtliche Einkommensbe- 
griff an die Stelle des heutigen kindergeldrecht- 
lichen tritt? 


84. Abgeordneter 
Dr. George 
(CDU/CSU) 


Sollen nach Auffassung der Bundesregierung die 
errechneten Minderungen des Einsparungsvolu- 
mens dadurch ausgeglichen werden, daß zusätz- 
lich Mehrkinderfamilien in die einkommensab- 
hängige Kindergeldkürzung einbezogen wer- 
den, die derzeit noch die Höchstbeträge des Kin- 
dergeldes erhalten, oder soll alternativ auf einen 
Teü der Entlastung des Bundes durch die Ein- 
kommensabhängigkeit des Kindergeldes ver- 
zichtet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. August 

Es gibt keine Ihrer Fragestellung zugrundeliegende Absichtserklärung 
der Bundesregierung oder des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit. Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
lediglich eine entsprechende Überprüfung veranlaßt, die noch nicht 
abgeschlossen ist. 
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Würde die Bundesregierung - sowohl im Hin- 
blick auf die erheblichen Einkommenseinbußen 
und Mehrbelastungen vieler Mehrkinderfami- 
lien mit gehobenem Erwerbseinkommen u. a. 
durch pauschale und einkommensabhängige 
Kindergeldkürzungen ab 1982 und 1983, Redu- 
zierung steuerlicher Entlastungen für in weiter- 
führender Ausbüdung stehende Kinder und für 
den Betreuungsaufwand für jüngere Kinder, er- 
höhte Aufwendungen für Schul- und Kindergar- 
tenbesuch als auch vergleichsweise trotz Daten- 
abgleich mit den Finanzämtern hohen Verwal- 
tungsaufwand für die Einkommensprüfung beim 
Kindergeld - Möglichkeiten der Abschaffung 
der Einkommensgrenzen beim Kindergeld prü- 
fen, wenn die durch sie erzielten Einsparungen 
erheblich gemindert würden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. August 

In Beantwortung Ihrer Frage teüe ich Ihnen mit, daß ich für eine solche 
Prüfung zur Zeit keinen Anlaß sehe. Übrigens hält die Bundesregierung 
die einkommensabhängige Minderung des Kindergeldes grundsätzlich 
für eine wichtige soziale Komponente des zweigleisigen - aus Steuerer- 
mäßigung und Kindergeldzahlung bestehenden- Familienlastenaus- 
gleichs. 


85. Abgeordneter 
Dr. George 
(CDU/CSU) 


Schließt sich die Bundesregierung der Einschät- 
zung an, daß die Einkommensgrenzenregelun- 
gen beim Kindergeld zusammen mit anderen 
Belastungen zu teüweise erheblichen Minderun- 
gen und Nivellierungen des Lebensstandards 
nicht mehr in den Genuß sonstiger einkommens- 
abhängiger Leistungen und Vergünstigungen 
kommender Mehrkinderfamilien geführt haben, 
die an 1986 vorgesehenen Erhöhungen der Steu- 
erfreibeträge teüweise nur einen Bruchteü der 
Belastungen seit 1982 ausgleichen, damit im Er- 
gebnis die einander ergänzenden Prinzipien der 
Leistungs- und Sozialgerechtigkeit bei Familien 
der sozialen Mittelschicht nicht ausreichend zum 
Tragen kommen, und ist sie gegebenenfalls im 
Rahmen der Ausgestaltung der Einzelregelun- 
gen der Weiterentwicklung des Familienlasten- 
ausgleichs zu entsprechenden Konsequenzen 
bereit? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. August 

Die Bundesregierung teüt die in Ihrer Frage enthaltenen Einschätzun- 
gen nicht. 

Die für 1986 geplante Neugestaltung wird den Familienlastenausgleich 
gegenüber der gegenwärtigen Lage wesentlich verbessern. Der Fami- 
lienlastenausgleich wird sich - insbesondere durch die Erhöhung des 
allgemeinen steuerlichen Kinderfreibetrages, die Einführung von 
Zuschlägen zum Kindergeld für diejenigen, bei denen sich der Freibetrag 
nicht oder nur teüweise auswirkt, und durch die Einführung des Erzie- 
hungsgeldes - für den größten Teü der Familien je nach Kinderzahl und 
Einkommens Situation um 30 bis 40 v. H. erhöhen. 


86. Abgeordneter 
Dr. George 
(CDU/CSU) 
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Hält es die Bundesregierung für möglich, daß bei 
weitgehender Durchsetzung von Arbeitszeitver- 
kürzungen die Zahl der von Sozialhüfe -abhängi- 
gen Arbeitnehmerfamüien anwachsen könnte, 
wenn der nominelle Einkommenszuwachs ge- 
genüber den an die Entwicklung der Lebenshal- 
tungskosten gebundenen Leistungsanpassun- 
gen bei der laufenden Hüfe zum Lebensunter- 
halt nach dem Bundessozialhüfegesetz Zurück- 
bleiben sollte, und daß teüweise die ab 1986 
vorgesehene Verbesserung des Familienlasten- 
ausgleichs unter Umständen nicht für einen Aus- 
gleich der Unterschiede in der Einkommensent- 
wicklung ausreichen könnte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. August 

Die Zahl der von laufender Hüfe zum Lebensunterhalt abhängigen 
Arbeitnehmerfamüien mit Erwerbseinkommen ist nicht groß. Zu der 
Notwendigkeit, ergänzend zu einem zur Deckung des Lebensunterhalts 
nicht ausreichenden Arbeitseinkommen laufende Sozialhüfe zu gewäh- 
ren, kann es vornehmlich kommen, wenn in einem Haushalt mehrere 
ältere Kinder (für die höhrere Regelsätze vorgesehen sind) vorhanden 
sind und wenn überdurchschnittlich hohe Mieten gezahlt werden müs- 
sen. Einem nennenswerten künftigen Anwachsen der Zahl von Arbeit- 
nehmerfamüien mit Anspruch auf laufende Hüfe zum Lebensunterhalt 
steht die Regelung in § 22 Abs. 3 Bundessozialhüfegesetz entgegen. 
Danach sind zwar bei der Festsetzung der Regelsätze durch die zuständi- 
gen Landesbehörden die tatsächlichen Lebenshaltungskosten zu berück- 
sichtigen; andererseits ist aber darauf Bedacht zu nehmen, daß die 
Regelsätze zusammen mit den Durchschnittsbeträgen für die Kosten der 
Unterkunft unter dem im Geltungsbereich der jeweiligen Regelsätze 
erzielten durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt unterer Lohngruppen 
zuzüglich Kindergeld und Wohngeld bleiben, soweit nicht die Verpflich- 
tung, den Lebensunterhalt durch die Regelsätze in notwendigem Umfang 
zu sichern, bei größeren Haushaltsgemeinschaften dem entgegensteht. 
Im übrigen sind die Bemühungen der Bundesregierung darauf gerichtet, 
im Rahmen der angestrebten Änderungen des Familienlastenausgleichs 
gerade bei den Beziehern kleinerer und mittlerer Arbeitseinkommen die 
finanzieüe Situation nachhaltig zu verbessern. 


87. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


88. Abgeordneter 

Hoffte 

(FDP) 


Welche Mehrkosten entstehen durch die Auf- 
rechterhaltung der Bundesbahn- Ausbesserungs- 
werke in Fulda, Weiden und Saarbrücken ge- 
genüber der ursprünglich vom Bundesbahnvor- 
stand geplanten Schließung unter Berücksichti- 
gung der Erhaltung oder Sicherung von 1 500 
Arbeitsplätzen? 


89. Abgeordneter 

Hoffte 

(FDP) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Auf- 
rechterhaltung dieser Ausbesserungswerke mit 
den Vorgaben ihrer im Herbst 1983 verabschie- 
deten Leitlinien zur Sanierung der Deutschen 
Bundesbahn, wonach die Gesamtkosten um 
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25 v. H. die Personalkosten um 30 v. H. real ge- 
senkt und die Arbeitsproduktivität um 40 v. H. 
gesteigert werden sollte? 


90. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Wird der Bund entsprechend der Verursacher- 
auflage in den Leitlinien die durch die Aufrecht- 
erhaltung der Ausbesserungswerke politisch be- 
dingten Mehrkosten übernehmen, und wenn ja, 
in welcher Höhe? 


91. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Hält die Bundesregierung überhaupt noch an 
ihren Leitlinien fest und sind diese nach dem 
Beschluß zur Aufrechterhaltung der Ausbesse- 
rungswerke noch durchführbar? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 10. August 

Das Bundeskabinett hat am 25. Juli 1984 vom Bericht des Bundesmini- 
sters für Verkehr über die gegenwärtige Situation im Werkstättendienst 
der Deutschen Bundsbahn (DB) und seine Absicht, die vom Vorstand der 
DB beantragte Stillegung der Ausbesserungswerke (AW) Fulda und 
Weiden wegen ihrer Lage im Zonenrandgebiet sowie die Schließung des 
AW Saarbrücken-Burbach aus strukturellen Gründen nicht zu genehmi- 
gen, Kenntnis genommen. 

Der Vorstand der DB ist in diesem Zusammenhang am 9. August 1984 
vom Bundesminister für Verkehr gebeten worden darzulegen, wie er 
seine strategischen Ziele für den Werkstättendienst insgesamt unter 
diesen Voraussetzungen erreichen kann, und unter Berücksichtigung der 
Leitlinien zur Konsolidierung des Unternehmens vom 23. November 1983 
zu prüfen, wie das vorhandene Arbeitsvolumen nach betriebswirtschaftli- 
chen Kriterien geordnet und mit regionalen und strukturellen Gesichts- 
punkten in Übereinstimmung gebracht werden kann. 

Das Verfahren nach § 14 Bundesbahngesetz für die o. g. Ausbesserungs- 
werke wird nach Vorlage des Berichts des Vorstandes der DB fortgeführt. 
Im Versagungsfalle muß der Bundesminister für Verkehr dann das Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen herstellen. 

Weitergehende Aussagen können zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
gemacht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


92. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Welche Ertragsverbesserungen erwartet die 
Deutsche Bundespost (DBP), wenn sie in Zukunft 
Sorten und Devisen an Schaltern eintauschen 
will, wie dies laut Handelsblatt vom Donnerstag, 
12. Juli 1984, vorgesehen ist, und ist die DBP 
der Meinung, daß in diesem Bereich ein Man- 
gel herrsche? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 14. August 

Zu den traditionellen Aufgaben der Deutschen Bundespost (DBP) gehört 
es, Dienste zur Versorgung der Reisenden mit Bargeld anzubieten und 
den Auslandszahlungsverkehr auch in fremden Währungen wahrzuneh- 
men. Mit zunehmender Internationalisierung des Reiseverkehrs und fort- 
schreitender europäischer Integration konnte sich die DBP - wie auch 
andere Postverwaltungen - nicht mehr den Wünschen von Reisenden 
verschließen, auch Sorten (effektive Devisen) anzubieten, u. a. schon 
deshalb, damit Ausländer in Anspruch genommene Postdienstleistungen 
bezahlen konnten. 

Um berechtigten Kundenwünschen im Rahmen der von ihr angebotenen 
Dienste entsprechen zu können, hat die DBP in den siebziger Jahren ihr 
Angebot im Sortengeschäft ausgebaut, nachdem sie schon gleich nach 
dem Zweiten Weltkrieg in der Nähe von Kasernen der damaligen Besat- 
zungstruppen Sorten bereitgestellt hatte. Bei dem weiteren Ausbau wur- 
den vor allem solche Postämter ausgewählt, wo ein besonderer Bedarf für 
diese Dienstleistung bestand, insbesondere zu Zeiten, in denen die Ban- 
ken und Wechselstuben nicht mehr oder noch nicht geöffnet hatten, 
während die Postschalter dienstbereit waren. 

Der Sortendienst der DBP stellt sich, wie die Nachfrage zeigt, als eine 
sinnvolle und einem echten Kundenbedürfnis entsprechende Ergänzung 
der Zahlungsverkehrsdienste der DBP dar. In den Sortendienst sind 
mittlerweile im gesamtem Bereich der DBP 370 Ämter einbezogen. Für 
die Einbeziehung kamen neben den Postgiroämtern diejenigen Postäm- 
ter in Betracht, die an Grenzübergängen, Flug- und Seehäfen, in Frem- 
denverkehrsorten, im Zentrum großer Städte sowie in oder an Kasernen 
ausländischer Streitkräfte gelegen sind. 

Auf Grund weitergehender Kundenwünsche wird seit kurzem in zwei 
Oberpostdirektionsbezirken versuchsweise bei allen Postämtern der 
Ankauf von Sorten erprobt. Über das Ergebnis liegen noch keine Aussa- 
gen vor. 

Mit dem Sortendienst ist eine Ertragsverbesserung der DBP erreicht 
worden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß dieser Dienst ein notwendiger 
Bestandteil des gesamten Leistungsangebots der DBP für Reisende dar- 
stellt, die diesen Dienst an möglichst vielen Orten und zu günstigen 
Öffnungszeiten in Anspruch nehmen können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


93. Abgeordneter Welchen Stand der Überlegungen und der Ver- 

Müntefering handlungen mit den Ländern hat die Absicht des 

(SPD) Bundes erreicht, sich aus der Förderung des 

Baues von Mietwohnungen im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaues zugunsten der Eigen- 
tumsförderung zurückzuziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 15. August 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, sich aus der Förderung des 
Baues von Mietwohnungen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues 
zurückzuziehen. Sie beabsichtigt allerdings, der ausdrücklichen gesetz- 
lichen Forderung in § 1 Abs. 2 Satz 4 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
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zes, die Förderung des Wohnungsbaues solle überwiegend der Bildung 
von Einzeleigentum (Familienheimen und eigengenutzten Eigentums- 
wohnungen) dienen, stärker als bisher Rechnung zu tragen. Aus diesem 
Grunde strebt der Bundesbauminister für die Verwaltungsvereinbarung 
zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues im Programmjahr 1986 die 
Aufnahme einer Erklärung der Länder an, daß sie mindestens in Höhe 
der Bundesmittel Eigentumsmaßnahmen fördern. Eine solche Bekräfti- 
gung des Gesetzesauftrags schließt jedoch keineswegs aus, daß dort, wo 
noch Bedarf besteht, auch der Bau von Mietwohnungen des sozialen 
Wohnungsbaues gefördert wird. 

Die entsprechenden Verhandlungen zur Verwaltungsvereinbarung für 
das Programmjahr 1986 werden im Laufe des ersten Halbjahres 1985 
aufgenommen. 

94. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Haushalts- 

Dr. Wernitz mittel für städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

(SPD) in der Stadt Nördlingen ab 1985 um 20 000 DM 

zu erhöhen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 15. August 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtbau teilt die 
Finanzhilfen für städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men im Rahmen des Bundesprogramms nach § 72 Städtebauförderungs- 
gesetz (StBauFG) den Ländern zu. Er folgt hinsichtlich der Beträge für 
einzelne Maßnahmen den Vorschlägen der Länder. 

Die Höhe der Mittel für die städtebauüche Sanierungsmaßnahme Nörd- 
lingen im Landesprogramm Bayern für das Jahr 1985, das voraussichtlich 
im November vorliegen wird, ist noch nicht bekannt. 


95. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Waltemathe schlag eines Abteilungsleiters im Wohnungsbau- 

(SPD) ministerium, teure Sozialwohnungen ihren Mie- 

tern zur Weitervermietung langfristig zu überlas- 
sen und die Mieter damit zu Vermietern zu ma- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 16. August 

Der Bundesregierung ist von einem derartigen Vorschlag nichts bekannt. 


96. Abgeordneter 

Waltemathe 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag eines Abteilungsleiters im Bundesbaumi- 
nisterium, in allen Städten und Gemeinden un- 
abhängig von ihrer Größe und dem örtlichen 
Mietniveau gleiche Wohngeldleistungen zu 
zahlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 16. August 

Ein derartiger Vorschlag ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die 
Bundesregierung hält eine Differenzierung der wohngeldrechtlich 
zuschußfähigen Höchstbeträge für Miete und Belastung unter Berück- 
sichtigung des örtlichen Mietenniveaus für sachgerecht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

97. Abgeordneter Ab wann und gegebenenfalls mit welchen Haus- 

Dr. Wernitz haltsmitteln wird die Bundesregierung ein For- 

(SPD) schungsprojekt finanzieren, mit dem der Rieser 

Suevit untersucht werden soll, ein Gestein, aus 
dem u. a. die Nördlinger St. Georgskirche und 
ihr Turm „Daniel" im 15. Jahrhundert erbaut 
wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 10. August 

Der Bundesregierung liegen derzeit keine Antragsunterlagen über ein 
Forschungsprojekt zur Untersuchung des Rieser Suevit vor. Der Bundes- 
regierung ist allerdings bekannt, daß in diesem Jahr mit Konservierungs- 
maßnahmen am Kirchenschiff der Nördlinger St. Georgskirche begonnen 
wurde, wobei naturwissenschaftliche Voruntersuchungen zur Konser- 
vierbarkeit des Rieser Suevit durch das Zentrallabor des Bayerischen 
Landesamtes für Denkmalpflege in Zusammenarbeit mit einem freiberuf- 
lichen Gutachter durchgeführt wurden, die es gestatten, erste Maßnah- 
men zur Konservierung abzuleiten. 

Der Turm „Daniel" der St. Georgskirche ist beinahe umfassend mit einem 
sogenannten Kunst-Suevit ergänzt, der ebenfalls in diesem Jahr zur 
Verbesserung der Witterungsbeständigkeit hydrophobiert werden soll. 


Bonn, den 17. August 1984 
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